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/ Amts⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. Gei 


Marienwerder, den 27. December 1893. 


Die Nummer 38 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2136 die Bekanntmachung, betreffend Er⸗ 
gänzung und Abänderung der Anlage B zur Verkehrs⸗ 
ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
15. Dezember 1893. 


. ͤ FE AR DEREN 
Verordnungen und Bekanntmachungen 


der Central⸗Behörden. 
Bekanntmachung. 


Poſtanweiſungen im Verkehr mit 
Griechenland. 

Vom 1. Januar 1894 ab können nach Griechen⸗ 
land Zahlungen bis zum Betrage von 500 Franken 
im Wege der Poſtanweiſung durch die Deutſchen Poſt⸗ 
anſtalten vermittelt werden. 

Auf den Poſtanweiſungen, zu deren Ausſtellung 
Formulare der für den internationalen Poſtanweiſungs⸗ 
verkehr vorgeſchriebenen 
dent Empfänger zu zahlende Betrag in 
Centimen anzugeben. 


Die Poſtanweiſungsgebühr beträgt 20 Pfennig. 3) 


für je 20 Mark oder einen Theil dieſer Summe. Der 
Abſchnitt kann zu ſchriftlichen Mittheilungen jeder Art 
benutzt werden. n j 

An dem Verkehr nehmen in Griechenland zu⸗ 
nächſt nur die Poſtanſtalten in Athen, Piräus, Syra, 
Volo, Patras und Corfu Theil. f 

Ueber die ſonſtigen Verſendungsbedingungen er⸗ 
theilen die Poſtanſtalten auf Erfordern Auskunft. 

Berlin W., den 16. December 1893. 

Der Staatsſecretär des Reichs⸗Poſtamts. 

von Stephan. 


2) Bekanntmachung. 


Zulaſſung von Einſchreibſendungen mit Nach⸗ 
nahme im Verkehr mit dem Deutſchen 
Poſtamt in Conſtantinopel. 

Im Verkehr mit dem Deutſchen Poſtamt in 
Conſtantinopel find vom 1. Januar 1894 ab Nach 
nahmen auf Einſchreibſendungen bis zum Meiſtbetrage 
von 400 Mark zugelaſſen. Der einzuziehende Betrag 
iſt in der deutſchen Markwahrung anzugeben; die Um⸗ 
wandlung in die türkiſche Goldwährung erfolgt erſt in 
Conſtantinopel nach dem dort für Poſtanweiſungen 
nach Deutſchland feſtgeſetzten Umwandlungsverhältniß. 

Ausgegeben in Marienwerder am 


Art zu verwenden find, iſt der 
Franken unde 


Ueber das Nähere ertheilen die Poſtanſtalten auf 
Verlangen Auskunft. 
Berlin W., den 16. December 1893. 
Reichs⸗Poſtamt, I. Abtheilung. 
Sachſe 


achſe. 

Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1. des ſtellvertretenden Gutsvorſtehers und Inſpectors 

Lindner in Hochzehren zum Standesbeamten 

für den Standesamtsbezirk Hochzehren, Kreiſes 

Marienwerder, an Stelle des Grundbeſitzers Ven 

pold Nickel in Niederzehren, und 
2. des Gemeindevorſtehers Prange in Niederzehren 

zum erſten Stellvertreter des Standesbeamten 
für den obengenannten Bezirk an Stelle des nun⸗ 
mehr zum Standesbeamten ernannten ſtellver⸗ 
tretenden Gutsvorſtehers und Inſpectors Lindner 
in Hochzehren zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 20. December 1893. 

Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeindevorſtehers und Beſitzers Krüger aus Groß 
Wolz zum Slandesbeamten für den Stuündesamtsbezirk 
Wolz, Kreiſes Graudenz, an Stelle des Beſitzers und 
früheren Gemeindevorſtehers Wulff in Gr. Wolz zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 19. December 1893. 

Der Ober⸗Präſident. 

5) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 17. November 1893 zu genehmigen 
geruht, 1) daß die im Kreiſe Tuchel belegenen Ge⸗ 
meinden Groß⸗Kenſau und Klein⸗Kenſau mit dem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke Klein⸗Kenſau in demſelben Kreiſe, 
unter Aufrechterhaltung des letzteren als ſolchen, ver⸗ 
einigt werden, und daß dieſer Gutsbezirk fortan mit 
dem Namen „Kenſau“ bezeichnet werde; 2) daß das 
zu dem Gutsbezirke Klein⸗Kenſau gehörige Gut Kro⸗ 
janken von dieſem Gutsbezirke abgetrennt, und daß 
aus demſelben ein ſelbſtſtändiger Gutsbezirk mit dem 
Namen „Krojanken“ gebildet werde. 

Marienwerder, den 17. December 1893. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

6) Es wird hiermit unter Bezugnahme auf 8941 
der Wehrordnung vom 22. November 1888 bekannt 


3) 


28. December 1893. 
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gemacht, daß für die Einſtellung von Einjährig⸗Frei⸗ 13) Bekanntmachung. 
willigen bei der Infanterie am 1. April 1894 im Bei der am 7. Dezember 1893 für das Jahr 
Bezirk des XVII. Armee⸗Corps das 2. Bataillon In⸗ 1894 planmäßig bewirkten Auslooſung der Röſſeler 
fanterie⸗Regiments Nr. 141 in Graudenz und das Kreisanleiheſcheine ſind folgende Nummern gezogen 
Füſilier⸗Bataillon Grenadier⸗Regiments König Friedrich 1 worden: 
Nr. 5 in Danzig beſtimmt worden ſind. III. Ausgabe 
Marienwerder, den 16. December 1893. auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums 

Der Regierungs⸗Präſident. vom 17. März 1879. 

7) Dem Fräulein Helene Schenk zu Wrotzlawken, Littr. C Nr. 9 über 1000 Mk. 


Kreis Culm, iſt die Erlaubniß ertheilt, im diesſeitigen , 1000 „ 
Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin zu fungiren. ra ar 1000 „ 
Marienwerder, den 14. December 1893. r DONE 7, 
Königliche Regierung, GG ee eee, 200 „ 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. ne, Eer 200 „ 
8) Dem Fräulein Eliſe Feldt zu Culm iſt die ÉIER, „eee, 200 „ 
Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Haus⸗ Summa A100 Mk. 
lehrerin und Erzieherin zu fungiren. IV. Ausgabe ` 


Marienwerder, den 19. December 1893. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen und Schulweſen. 


auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums 
vom 16. Januar 1880 


9) Dem Rentmeiſter Hellweger zu Brieſen iſt die * 5 3 D ec Ce? Sp 
durch die Penſionirung ihres bisherigen Inhabers zur enn 2000 „ 
Erledigung kommende etatsmäßige Stelle des Rent⸗ AFTER 200 „ 
meiſters in Breslau vom 1. Januar 1894 ab ver⸗ ee, 200 „ 
liehen worden. r 5 200 „ 


Mit der kommiſſariſchen Verwaltung der König⸗ 
lichen Kreiskaſſe in Brieſen iſt bis auf Weiteres der 
Regierungs-Civil⸗Supernumerar Mattern betraut. 

Marienwerder, den 19. December 1893. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 


10) Bekanntmachung. 

Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß der Herr Finanz-Miniſter im Einverſtänd⸗ 
niß mit dem Herrn Neichskanzler genehmigt hat, daß 
die Zinsſcheine der Reichsanleihen künftig ſchon vom 
Einlöſungstage, alſo vom 21. des dem Fälligkeitstermin 
voraufgehenden Monats ab auf Reichsſteuern bei den 14 
Zoll⸗ und Steuerſtellen in Zahlung gegeben werden 
dürfen. 

Danzig, den 20. December 1893. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Director. 
11) Vom 1. Januar 1894 ab wird die Halteſtelle 
Piſchnitz auf der Strecke Schneidemühl⸗Dirſchau für 


d 5 b 8 25 ar 81 qm Größe von dem Kommunalverbande des 
den Privatdepeſchen⸗Verkehr mit beſchränktem Tages⸗ i 9 f : 5 
dienſt eröffnet. Rittergutes Alt Janiſchau abgezweigt und mit der 


Bromberg, den 15. December 1893. Siwe Neu Mösland kommunalrechtlich ver: 

Königliche Eiſenbahn⸗Direction. Marienwerder, den 18. December 1893. 

12) Bekanntmachung. Der Kreis⸗Ausſchuß. 

Am 1. Januar 1894 werden die Perſonen⸗Halte⸗ 15) Die an der Königlichen Landwirthſchaftlichen 
punkte Gr. Neudorf, Gute Herberge, Hermsdorf, Kleſch⸗ Hochſchule zu Berlin angekündigten Vorleſungen wer⸗ 
kau, Widau, Wierzchoslawice und die für den Wagen⸗ den im gegenwärtigen Winterſemeſter von 671 Stud: 
ladungsverkehr eingerichteten Halteſtellen Broddydamm, renden (gegenüber 580 Studirenden im Winterſemeſter 
Kleparz für den Stückgut⸗ und Eilſtückgut⸗Verkehr 1892/93) und zwar von 
eröffnet. 459 ordentlichen und außerordentlichen Hörern (402 

Bromberg, den 22. December 1893. im Vorjahre) 

Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 42 Hospitanten (37), 


Summa 6600 Mk. 

Dieſe ausgelooſten Kreisanleiheſcheine werden hier⸗ 
durch zum 1. Juli 1894 mit der Maßgabe gekündigt, 
daß von dieſem Zeitpunkte ab die Zinſenzahlung auf⸗ 
hört und die nicht zurückgegebenen Zinsſcheine bei der 
Rückzahlung des Kapitals in Abzug gebracht werden. 

Die Einlöſung erfolgt bei der Kreis⸗Communal⸗ 
Kaſſe in Biſchofsburg und bei dem Banquier Herrn 
Hermann Theodor in Königsberg. 

Biſchofsburg, den 12. December 1893. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Röſſel. 
von Perbandt. 


Bekanntmachung. 
Durch rechtskräftig gewordenen Beſchluß des 
unterzeichneten Kreisausſchuſſes vom 3. October 1893 
ſind auf Grund des § 2 Nr. 4 der Landgemeindeord⸗ 
nung die aus den Kataſterparzellen 1% a, ½b, 2,28 
und ¼ beſtehenden Janiſchauer Wieſen von 40 ha 
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55 Studirenden der Univerſität (29), 
5 Studirenden der Bergakademie (2), 
1 Studirenden der Techniſchen Hochſchule (1), 
109 Studirenden der Thierärztlichen Hochſchule incl. 
Militär⸗Roßarztſchule (109) 
beſucht. 
Berlin, den 11. December 1893. 
16) An der Königlichen Landwirthſchaftlichen 
Hochſchule in Berlin finden, wie bisher, auch im 
nächſten Jahre, und zwar in der Woche vom 12.—17. 
Februar 1894, Unterrichtskurſe für praktiſche 
Landwirthe ſtatt. — Ausführliche Programme der⸗ 
ſelben werden auf Wunſch vom Sekretariat der Land⸗ 
wirthſchaftlichen Hochſchule in Berlin N., Invaliden⸗ 
Str. 42 überſandt. — Die letzten, im Februar d. J. 
abgehaltenen Kurſe wurden von 153 Theilnehmern 
beſucht. 
Berlin, den 11. December 1893. 
17) Die Kurſe für Lehrer im Obſtbau finden im 
Jahre 1894 am Königlichen pomologiſchen Inſtitut 
zu Proskau 
nom 


September 1854 zu Konsko⸗Wola, Gouvernement 
Ljublin, Rußland, ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königl. 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Frankfurt 
a. O., vom 24. Juni d. J. 

3. Joſef Gazik, Drahtbinder, geboren am 24. De⸗ 
zember 1862 zu Viszoka, Ungarn, wegen Land⸗ 
ſtreichens, Bettelns, Ruheſtörung, Beleidigung und 
Widerſtandes gegen die Staatsgewalt, von der 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Bautzen, 
vom 4. October d. J. 

4. Eduard Hiebel, Weber, geboren am 27. October 
1874 zu Neuharzdorf bei Reichenberg, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Potsdam, vom 31. October d. . 

5. Joſef Marx, Kellner, geboren am 2. Mai 1858 
zu Kobersdorf, Komitat Oedenburg, Ungarn, wegen 
Bettelns, vom Großherzoglich mecklenburgiſchen 
Miniſterium des Innern zu Schwerin, vom 28. 
October d. J. 

5. bis 18. April und 19) Perſonal⸗Chronik. 

„ 15. „ 27. Auguſt ſtatt. Der Kataſterkontroleur Bauer in Graudenz iſt 

Die Kurſe für Baumgärtner und Baumwärter zum Steuer -⸗Inſpector ernannt. 
werden Der Kataſterlandmeſſer Demnitz aus Merfeburg, 
vom 10. bis 22. März und iſt vom 1. Januar 1894 ab mit der kommiſqariſchen 
" „ 17. Auguſt abgehalten. Verwaltung des Königlichen Kataſteramtes zu Schlochau 
Der Unterricht wird unentgeltlich ertheilt. beauftragt. 
Der Director. Dem Königlichen Kreisſecretär Hohenſtein in 

18) eee von Ausländern aus dem Roſenberg iſt Allerhöchſt der Character als Kanzleirath 

eichsgebiet. verliehen worden. 


. 


Lorenz Kurek, 


Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 


Dem Vikar Weinert zu Unislaw iſt die er⸗ 


Theodor Gutzwiller, Maurer, geboren am 4. ledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen Kirche zu Wrotzk 


November 1851 zu Oberwyl, Bezirk Arlesheim, 
Kanton Baſel⸗Land, Schweiz, ortsangehörig zu 
Therwil, ebendaſelbſt, 
(4 Jahre Gefängniß, | 
November 1889), vom Kaiſerlichen Bezirkspräfi- 
denten zu Colmar, vom 30. October d. J. 


September 1868 zu Myslachowice, Bezirk Chrza⸗ 
now, Galizien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
einfachen Diebſtahls im Rückfall (1 Jahr Zucht⸗ 
haus laut Erkenntniß vom 


im Kreiſe Strasburg Wpr. verliehen worden. 


Im Kreiſe Graudenz iſt der Beſitzer Friedrich 


wegen Münzverbrechens, Sand zu Maſſanken zum Stellvertreter des Amtsvor⸗ 
laut Erkenntniß vom 23. ſtehers für den Amtsbezirk Maſſanken beſtellt. 


Im Kreiſe Dt. Krone iſt der Adminiſtrator 


Roeſtel zu Harmelsdorf zum Stellvertreter des Amts⸗ 
Ziegelſtreicher, geboren am 10. vorſtehers für den Amtsbezirk Kl. Nakel beſtellt. 


Im Kreiſe Schwetz iſt der Rechnungsführer 


Oberüber zu Taſchau zum Stellvertreter des Amts⸗ 
vorſtehers für den Amtsbezirk Taſchau und der Guts⸗ 
19. October 1892), verwalter Willich zum Stellvertreter des Amtsvor⸗ 


vom Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten ſtehers für den Amtsbezirk Topollno beſtellt. 


zu Oppeln, vom 24. Juli d. J 


Im Kreiſe Culm iſt der Gutsverwalter Otto 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
1. Johann Bauer, Tagelöhner und Hilfsmatroſe, für den Amtsbezirk Radmannsdorf beſtellt. 

geboren im Jahre 1868 zu Linz, Ober⸗Oeſterreich, Die Localaufſicht über die evangeliſchen Schulen 

ortsangehörig zu Thalheim, Bezirk Wels, ebenda: zu Gr. und Kl. Czyſte, Broſowo, Watterowo, Kaldus 

ſelbſt, wegen Landſtreichens, Gebrauchs gefälſchter und Althauſen iſt dem Pfarrer Hinz in Culm, die⸗ 

Zeugniſſe und verbotenen Waffentragens, vom jenige über die Schule in Neuguth dem Prediger Huß 

Königlich bayeriſchen Bezirksamt Waſſerburg, vom ebendaſelbſt übertragen und die bisherigen Localſchul⸗ 

18. October d. J. inſpectoren, Pfarrer Huß und Rector Katluhn von 
2. Joſef Loeb, Drechsler, Färber, geboren am 23. dieſem Amte entbunden worden. 

(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 52.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Sommerfeldt zu Waldau⸗Mühle zum Amtsvorſteher 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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Extra⸗Beilage zum Amtsblatt. 


Anmeilung 
des 


Finanzminiſters vom 10. April 1892 zur Ausführung des Gewerbeſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891. 
Geſetz⸗Samml. S. 205. 


Erſter Theil. 
Abſchnitt I. 
Gegeunſtand der Beſteuerung. 
Artikel 1. 

Allgemeine Grundſätze. 

(88. 1, 7 des Geſetzes.) 

1. Das Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 findet auf alle im Preußiſchen Staatsgebiete — 
mit ee der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgoland — betriebenen ſtehenden Gewerbe 
Anwendung. 

2. Hinſichtlich der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen bewendet es bei den bis— 
herigen Vorſchriften (Geſetz vom 3. Juli 1876, Geſetz⸗Samml. S. 247). 

Wegen der Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes, vom 
27. Februar 1880 (Geſetz⸗Samml. S. 174) wird auf die bezügliche beſondere Anweiſung verwieſen. 

3. Zum ſtehenden Gewerbe gehört in ſteuerlicher Hinſicht jeder Gewerbebetrieb, welcher nicht 
nach den beſtehenden Beſtimmungen als Gewerbebetrieb im Umherziehen in Bezug auf die Beſteuerung 
zu behandeln iſt. 

4. Eine nähere Begriffsbeſtimmung darüber, was als „Gewerbe“ anzusehen ſei, iſt in dem neuen 
Gewerbeſteuergeſetze ebenſowenig wie in dem früheren oder in der Gewerbeordnung enthalten. Es be= 
wendet in dieſer Beziehung bei dem durch bisherige Entſcheidungen Feſtgeſtellten. Bei einem auf die 
Erzielung von Einnahmen (Erwerb) gerichteten Geſchäftsunternehmen macht es regelmäßig keinen 
Unterſchied, ob dabei zugleich oder ſchließlich wohlthätige oder gemeinnützige Zwecke verfolgt werden 
(vergl. jedoch Abſchnitt II, Artikel 5 und 7 dieſer Anweiſung). 

5. Der Beſteuerung ſind nicht, wie ſeither, nur beſtimmte Gattungen von Gewerben, welche zu 
den bisherigen Steuerklaſſen für Handel, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirthſchaft u. ſ. w. gehören, ſondern 
die Gewerbe aller Gattungen unterworfen. Dieſer Ausdehnung der Beſteuerung auf bisher nicht be⸗ 
e Ke ſtehen jedoch andererſeits bedeutende Einſchränkungen der Steuerpflichtigkeit 

egenüber. 

E" 6. Allgemein befreit von der Gewerbeſteuer bleiben diejenigen Gewerbe, deren jährlicher Ertrag 
1500 Mark, oder deren Anlage⸗ und Betriebskapital 3000 Mark nicht erreicht.) Wegen der weiteren 
ausdrücklichen Befreiung zahlreicher Betriebe wird auf Abſchnitt II Bezug genommen. 


*) Anm. Eine Ausnahme findet bei der Betriebsſteuer ſtatt (F. 60 Nr. 1 des Geſepes). 
j k 


Sech 


7. Vorbehaltlich aller dieſer Befreiungen unterliegen in Zukunft der Beſteuerung auch ſolche Ge⸗ 
werbearten, welche nach der ganzen Einrichtung der beſtehenden Steuerklaſſen oder nach beſonderen, durch 
das neue Geſetz aufgehobenen Vorſchriften von der Beſteuerung nicht betroffen wurden. Als Beiſpiele 
hierfür werden genannt: 
mit Dampf, Elektrizität u. ſ. w. betriebene Straßenbahnen: 
die Unternehmer von Bauten, auch wenn ſie weder ſelbſt Lieferungen übernehmen, noch ſich bei 
der Ausführung handwerksmäßiger Arbeiten oder als Fuhrleute betheiligen; 
die gewerbsmäßige Veranſtaltung von Schauſtellungen und Luſtbarkeiten aller Art, z. B. von 
zoologiſchen Gärten, Menagerien, Panoptiken, anatomiſchen Muſeen, der Betrieb von Karuſſells, 
Bolzenſchießſtänden und dergl.; 
Konzert⸗ und Theaterunternehmer, Ausſteller von Gemälden, Panoramen und ſonſtigen Kunſt⸗ 
werken und dergl.; 
Verſicherungsagenten; 
nicht landwirthſchaftliche Brennereien (Artikel 8 11), 
Vermiether von Zimmern in Bade- und Brunnenorten. 
Eisbahnpächfer; 
die dem Handwerke ähnlichen, bisher aber nicht dazu gerechneten Gewerbe, wie die der Kammer⸗ 
jäger, Brettſchneider, Barbiere u. |. w.; 
Volksanwälte (Rechtskonſulenten, Konzipienten und dergl.): 
Naturärzte und Heilgehülfen; 
das gewerbsmäßige Verleihen von Dreſchmaſchinen, Dampfpflügen und anderen Gegenſtänden, 
auch wenn regelmäßig nur eine Maſchine u. ſ. w. verliehen wird; 
Waſch⸗ und Plättanſtalten, Fenſter⸗ und Teppichreinigungsanſtalten, auch wenn ſie nicht fabril⸗ 
mäßig betrieben werden. 


Auch 
Handwerker ohne offenes Waarenlager und mit weniger als zwei Gehülfen, Weber und Wirker, 
welche ihr Gewerbe auf weniger als fünf Stühlen betreiben; fe j 
Fuhrleute und Pferdeverleiher mit nur einem Pferde, und ſolche, welche ſich bei Ausübung der⸗ 
artiger Gewerbe auch anderer Thiere als der Pferde (z. B. der Eſel) bedienen; 
Schiffer, deren Kähne weniger als drei Laſt Tragfähigkeit befigen, u. ſ. w. 
werden fortan keinen Anſpruch auf Befreiung mehr haben, falls ihnen nicht die obige allgemeine Befreiung 
aller Gewerbe, deren Ertrag 1500 Mark oder deren Anlage- und Betriebskapital 3000 Mark nicht 
erreicht, zur Seite ſteht. 


Artikel 2. 
Einheitliche Beſteuerung in einer Hand befindlicher Betriebe. 
(§. 17 Abſ. 1, F. 20 des Geſetzes.) 

1. Während nach den bisher geltenden Beſtimmungen der Handel mit jeder Verkaufsſtätte und 
jeder Firma, das Handwerk und die Gaſt⸗ und Schankwirthſchaft nach Maßgabe des innerhalb eines 
jeden Veranlagungsbezirkes ſtattfindenden Betriebes, das Schiffer⸗ und Fuhrgewerbe mit jedem Kahne 
beziehungsweiſe Pferde beſonders veranlagt wurde, findet fortan eine derartige getrennte Beſteuerung 
nicht mehr ſtatt, vielmehr ſind alle einzelnen Betriebe derſelben Perſon oder Perſonenmehrheit (offenen 
Handelsgeſellſchaft, Nomi ge Genoſſenſchaft, Verein u. ſ. w.) ohne Rückſicht auf ihre Zahl, 
Art, Lage oder Firma als ein Gewerbe zu behandeln. 

Demgemäß ſind die Erträge der einzelnen Betriebe beziehungsweiſe die Anlage⸗ und Betriebs⸗ 
kapitalien derſelben zuſammenzurechnen oder bei der Schätzung zuſammenzufaſſen. Nach Maßgabe des 
Geſammtertrages beziehungsweiſe des Geſammtkapitals iſt die Veranlagung zu dem entſprechenden Steuer⸗ 
ſatze nur an einer Stelle zu bewirken. 

2. Außer Betracht ſind jedoch bei der Zuſammenrechnung zu laſſen die Erträge beziehungsweiſe 
Anlage- und Betriebskapitalien: 

a) der nach 88. 3 bis 5 des Geſetzes von der Steuer befreiten Betriebe, 
b) der außerhalb Preußens errichteten gewerblichen Niederlaſſungen (Artikel 3 Nr. 2), 
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c) des mit dem ſtehenden Gewerbe etwa verbundenen Gewerbebetriebes im Umherziehen, da 
dieſer bereits der beſonderen Beſteuerung unterworfen iſt. 

3. Die Anwendung des Grundſatzes unter Nr. 1 erfordert die vollſtändige Identität des Inhabers 
der verſchiedenen Betriebe und bei Perſonenmehrheiten diejenige aller Mitglieder. 

Beiſpielsweiſe ſind die verſchiedenen Gewerbebetriebe zweier offenen Handelsgeſellſchaften, deren 
Geſellſchafter durchaus identiſch find, als ein Gewerbe zu veranlagen. Sollte aber ein Theilnehmer nur 
der einen, nicht auch der anderen von beiden Geſellſchaften angehören, ſo ſind die Betriebe jeder Geſellſchaft 
für ſich zu behandeln. 

Ebenſo ift das von einem Geſellſchafter daneben auf eigene Rechnung betriebene Gewerbe getrennt 
von dem der Geſellſchaft zu beſteuern. 

4. Die Gewerbebetriebe von Eheleuten, welche nicht dauernd getrennt von einander leben, ſind 
ebenfalls nur als ein ſteuerpflichtiges Gewerbe zu behandeln. 

5. Die ſteuerpflichtigen Konſumanſtalten gewerblicher Unternehmer (vergl. Artikel 11) find ſteis 
getrennt von den ſonſtigen Betrieben derſelben zu veranlagen. 


Artikel 3. ? 
Nur zum Theil in Preußen betriebene Gewerbe. 
(88. 2, 21 des Geſetzes.) 

1. Gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb Preußens ihren Sitz haben, aber in Preußen 
einen — mehrere ſtehende Betriebe unterhalten, ſind nur nach Maßgabe der letzteren der Gewerbeſteuer 
unterworfen. 

Als ſtehende Betriebe gelten nicht nur die dem Gewerbe dienenden ſichtbaren Anſtalten, wie Zweig⸗ 
niederlaſſungen, Fabrikations-, Ein⸗ oder Verkaufsſtätten, Speicher, Waarenlager, Comptoire, ſondern 
auch alle ſonſtigen Geſchäftseinrichtungen, welche ſich als Ausübung eines ſtehenden Gewerbes in Preußen 
darſtellen; insbeſondere genügt die Ausübung des ſtehenden Gewerbebetriebes durch dauernd ſich zu 
dieſem Zwecke in Preußen aufhaltende Geſchäftstheilnehmer, Prokuriſten, Agenten oder andere jtändige Vers 
treter, welche entweder in einem Dienſtverhältniſſe zu dem Inhaber des Gewerbes ſtehen oder ohne 
ſolches Geſchäfte in ſeinem Namen und für ſeine Rechnung auf Grund allgemeiner oder beſonderer Er⸗ 
mächtigung abſchließen. 

2. Die von inländiſchen (in Preußen domizilirten) Gewerben außerhalb Preußens unterhaltenen 
ſtehenden Betriebe im Sinne der Beſtimmungen zu Nr. 1 Abſ. 2 kommen bei der Gewerbeſteuer⸗ 
veranlagung nur inſoweit in Betracht, als bei der Berechnung des Ertrages der auf die dieſſeitige 
Geſchäftsleitung entfallende Theil an dem Ertrage des auswärtigen Betriebes mit zu berückſichtigen Mt 
(vergl. Artikel 19). 

Jeder hiernach nicht den Charakter eines ſtehenden Betriebes oder des Gewerbebetriebes im 
Umherziehen an ſich tragende Geſchäfts betrieb inländiſcher Gewerbe außerhalb Preußens, insbeſondere 
derjenige vermittelſt der Handlungsreiſenden, iſt in vollem Umfange mit der Gewerbeſteuer zu erfaſſen. 

3. Iſt ein und derſelbe ſtehende Betrieb theils in Preußen, theils in einem anderen Bundesſtaate 
oder im Auslande belegen (indem z. B. einzelne Theile einer und derſelben Fabrik (Spinnerei und 
Weberei) oder die Fabrik und das zugehörige Comptoir ſich zum Theil außerhalb Preußens befinden 
oder umgekehrt), ſo iſt die Gewerbeſteuer nach Maßgabe des in Preußen befindlichen Betriebes und des 
ſchätzungswelſe auf denſelben zu rechnenden Antheils des Ertrages beziehungsweiſe Betriebs- und Anlage⸗ 
kapitals zu veranlagen. 


Abſchnitt H. Befreiungen. 
Artikel 4—11. 


Abſchnitt III. Die ſubjektive Steuerpflicht. 
Artikel 12. Subjekt der Steuerpflicht. 
Artikel 13. Zeitliche Begrenzung der Steuerpflicht. 
Artikel 14. Uebergang der Steuerpflicht auf einen Anderen. 
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Abſchnitt IV. 
Maßſtab der Beſteuerung. 
Artikel 15. 
Allgemeines. 

(F. 6, 8, 9, 13, 14, 15 des Geſetzes.) 

1. Die Beſteuerung der Gewerbe erfolgt ohne die bisherige Unterſcheidung zwiſchen verſchiedenen 
Gewerbsarten in vier, lediglich nach der Höhe des jährlichen Ertrages oder des Anlage- und 
Betriebskapitals (Artikel 16 und 17) gebildeten Steuerklaſſen. Die als Anlage I beigefügte Zus 
ſammenſtellung ergiebt das Nähere hierüber. 

2. Im Gegenſatze zu der bisherigen Gewerbeſteuereinrichtung iſt der Umſatz und Betriebsumfang 
ſowie das Vorhandenſein gewiſſer äußerer Merkmale (Zahl der Pferde, Tragfähigkeit der Schiffsgefäße 
u. ſ. w.) nicht mehr von entſcheidender Bedeutung weder für die Bildung der Klaſſen noch für die Be⸗ 
meſſung des Steuerſatzes innerhalb der betreffenden Klaſſe, es iſt aber auch fernerhin inſoweit darauf 
Rückſicht zu nehmen, als die Schätzung des Ertrages und insbeſondere des Anlage- und Betriebskapitals 
dadurch erleichtert wird. 

3. Für die Feſtſetzung des Steuerſatzes innerhalb der Steuerklaſſen kommt in erſter Linie der 
Ertrag (Artikel 16) in Betracht; daneben iſt das Anlage- und Betriebskapital nur inſofern von Eiufluß, 
als dadurch die Zugehörigkeit zu der betreffenden Steuerklaſſe und die Anwendung eines in dieſer Klaſſe 
zuläſſigen Steuerſatzes bedingt wird. 

4. In der die größten Gewerbebetriebe (mit mindeſtens 50 000 Mark Ertrag oder 1 000 000 Mark 
Anlage und Betriebskapital) umfaſſenden Klaſſe I wird für die einzelnen Gewerbetreibenden — ohne 
Vereinigung derſelben zu einer Steuergeſellſchaft — die Steuer unter Beachtung der Abrundung auf 
die geſetzlich zuläſſigen Steuerſätze auf Eins vom Hundert des jährlichen Ertrages feſtgeſezt. Iſt die 
Zuweiſung des Gewerbes zur Klaſſe I aber nur durch die Höhe des Anlage- und Betriebskapitals bedingt, 
während der Ertrag 50 000 Mark nicht erreicht, jo konnen 

a) geringere Steuerſätze als 524 Mark, jedoch nicht unter 300 Mark, in Anwendung (vergl. 
Anlage J), und es ſteht ferner a 

b) dem Steuerpflichtigen frei, wenn er nachweiſen kann, daß der erzielte Ertrag zwei Jahre lang 
die Höhe von 30 000 Mark nicht erreicht hat, die Verſetzung in die dem Ertrage entſprechende 
niedrigere Steuerklaſſe zu verlangen. 

5. Die vorſtehende Beſtimmung (Nr. 4b) findet auch unter denſelben Vorausſetzungen auf die den 
Klaſſen II und III zugewieſenen Steuerpflichtigen Anwendung, wenn ſie zwar nach der Höhe des Anlage⸗ 
und Betriebskapitals zu der betreffenden Klaſſe gehören, jedoch der Ertrag nachweislich zwei Jahre lang 
hinter 15 000 Mark in Klaſſe II beziehungszweiſe 3000 Mark in Klaſſe IL zurückgeblieben dt. 

Nur ſteuerpflichtige Konſumvereine und Konſumanſtalten ſind hiervon — und zwar auch in Klaſſe I 
— ausgeſchloſſen. 5 

6. Für diejenigen Betriebe der Klaſſen II bis IV, welche nach der Höhe des Ertrages der betreffen— 
den Klaſſe zugehören, gewährt das Geſetz ferner den Schutz, daß die Steuer ein Prozent des Ertrages 
(unter Berückſichtigung der Abſtufung der zuläffigen Steuerſätze) nicht überſteigen fol. 

Dieſe Steuerpflichtigen können im Wege der Rechtsmittel (vergl. Abſchnitt Ill dieſer Anweiſung) 
Ermäßigung bis auf den Steuerſatz, welcher Einem vom Hundert des Ertrages entſpricht, verlangen. 

7. Die aus der bisherigen Gewerbeſteuer bekannte Einrichtung der Beſteuerung nach Mittelſätzen 
iſt für die Steuerklaſſen II, III und IV beibehalten. Der für jede dieſer Klaſſen geſetzlich beſtimmte Mittel- 
ſatz (300 Mark, 80 Mark, 16 Mark) iſt nach dem muthmaßlichen durchſchnittlichen Ertrage der 
Betriebe in der betreffenden Klaſſe bemeſſen. Die Steuerpflichtigen jeder der genannten Klaſſen bilden 
in jedem Veranlagungsbezirke eine Steuergeſellſchaft, der Mittelſatz, multiplizirt mit der Anzahl der 
zu dieſer Geſellſchaft gehörigen Steuerpflichtigen, ergiebt die Gewerbeſteuerſumme, welche die Geſellſchaft 
aufzubringen und durch ihre eignen, aus ihrer Mitte von ihr gewählten Abgeordneten unter die 
einzelnen Steuerpflichtigen zu vertheilen hat (vergl. Artikel 37 und 38). ` 

Die aufzubringende Steuerſumme wird nöthigenfalls auf den durch die zuläſſigen Steuerſätze dar⸗ 
ſtellbaren Betrag abgerundet, indem der überſchießende Betrag außer Anſatz gelaſſen wird. ö 

8. Behufs Vertheilung der feſtgeſtellten Steuerfumme (Nr. 7) innerhalb der Steuergeſellſchaft ift eine 
Feſtſetzung des Ertrages für jeden einzelnen Steuerpflichtigen durch Beſchluß der Beranlagungsorgane 
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(Abgeordnete beziehungsweiſe Steuerausſchuß) — wie ſolche in Klaſſe I ſtattfinden muß, indem dort die 
Steuer mit einem vom Hundert zu berechnen iſt — nicht vorgeſchrieben. 

Die Abgeordneten in den Klaſſen II, II und IN haben vielmehr die Steuerſumme nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen und nach ihrer Kenntniß oder Schätzung des Ertragsverhältniſſes zwiſchen den 
einzelnen Gewerbebetrieben unter die Mitglieder der Geſellſchaft zu vertheilen, ſo daß die den Einzelnen 
aufgelegten Steuerſätze unter ſich thunlichſt in einem dem Ertragsverhältniſſe entſprechenden Verhältniſſe 
ſtehen. 

In ſehr vielen Fallen wird dieſer Aufgabe ſeitens der Abgeordneten genügt werden können, ohne 
daß "Ga die Ausmittelung des beſtimmten ziffermäßigen Ertrages der einzelnen Gewerbebetriebe 
nöthig würde. 

Inwieweit die Abgeordneten von den geſetzlich zuläſſigen Befugniſſen zur Anſtellung von Ermittelungen 
Gebrauch zu machen, oder doch anderweite Erkundigungen einzuziehen haben, um Mißgriffe bei Schätzung 
des Ertragsverhältniſſes zu vermeiden, wird ſich nach dem Veranlagungsbezirke und der Klaſſe verſchieden 
geſtalten und zunächſt der Beurtheilung der zuftändigen Veranlagungsorgane unterliegen (Artikel 24 Nr. 1). 

9. Die Anordnung der höchſten und niedrigſten Steuerſätze in den Klaſſen II, III, IV iſt nicht etwa 
als eine zwingende in dem Sinne aufzufaſſen, daß dieſe Sätze bei jeder Steuervertheilung innerhalb eines 
Veranlagungsbezirks zur Anwendung kommen müſſen, vielmehr bezeichnen dieſelben nur die Grenzen, in 
denen ſich die Abgeordneten bei der Steuervertheilung zu bewegen haben, indem ſie einerſeits oberhalb, 
andererſeits unterhalb des Mittelſatzes der Klaſſe die durch das Verhältniß der Erträgniſſe bedingten 
Steuerſätze anwenden. 

10. Gegen Mißgriffe in der Steuervertheilung ſind den Mitgliedern der Geſellſchaft die Rechtsmittel 
gegeben. Außerdem greift das unter 6 vorſtehend Bemerkte wegen Abwehr einer ein Prozent des 
Ertrages überſteigenden Beſteuerung Platz. 

11. Sollte endlich der Fall eintreten, daß nach den beſonderen, in einem Veranlagungsbezirke ob⸗ 
waltenden Umſtänden, ungeachtet einer durchaus vorſchriftsmäßigen Vertheilung der Steuer, es ſich nicht 
vermeiden laſſen würde, diejenigen Gewerbebetriebe, deren Ertrag die für die betreffende Klaſſe maß⸗ 
gebende Höhe erreicht, mit mehr als einem Prozent des Ertrages zu beſteuern, ſo hat der Finanzminiſter 
die erforderliche Herabſetzung der Steuerſumme zu verfügen. 

Derartige Fälle würden zunächſt von der zuſtändigen Bezirksregierung forgfältig zu unterſuchen und, 
ſofern ſie nicht als unbegründet abzuweiſen ſind und dadurch ihre Erledigung finden, mit gutachtlicher 
Aeußerung der Entſchließung des Finanzminiſters zu unterbreiten ſein. 


Artikel 16. 
Ertrag. 
(3. 22 des Geſetzes.) 
Der der Beſteuerung zu Grunde zu legende Ertrag wird gefunden durch Abzug: 
1. der Betriebskoſten, d. h. der zur Erzielung des Gewinnes gemachten Aufwendungen (Nr. II) 


und 
2. der Abſchreibungen (Nr. III) 
von der geſammten Betriebseinnahme (Roheinnahme [Nr. I). 
I. Zu der Roheinnahme gehören insbeſondere: 

1. die für geſchäftliche oder gewerbliche Leiſtungen jeder Art bedungenen oder gewährten Pro⸗ 
viſionen, Zinſen und ſonſtigen Gegenleiſtungen; 

2 der a Preis für alle gegen Baarzahlung oder auf Kredit verkauften Waaren und Er⸗ 
eugniſſe; 

Go der Geldwerth der zum Gebrauche oder Verbrauche des Steuerpflichtigen, ſeiner Angehörigen 
und der nicht zum Gewerbebetriebe gehaltenen Dienſtboten und ſonſtigen Hausgenoſſen aus 
dem Betriebe entnommenen Erzeugniſſe und Waaren. Sind Erzeugniſſe oder Waaren theils 
für den Haushaltsbedarf, theils für Zwecke des Gewerbebetriebes verwendet, ſo iſt eine den 
thatſächlichen Verhältniſſen entſprechende Trennung nach billigem Ermeſſen zuzulaſſen. Das⸗ 
ſelbe gilt von den gemeinſam zu beiden Zwecken gemachten Ausgaben. 

II. Als Betriebskoſten ſind insbeſondere abzugsfähig: 
1. die Koſten der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden Gebäude und ſonſtigen baulichen 
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Anlagen, ſowie zur Erhaltung und Ergänzung des vorhandenen lebenden und todten Betriebs⸗ 
inventars; 

. die Koſten für Verſicherung der zu 1 gedachten Gegenſtände, ſowie der Waarenvorräthe gegen 
Brand und ſonſtigen Schaden; 

der Pacht⸗ und Miethszins für die zum Geſchäftsberriebe gepachteten und gemietheten Grund⸗ 
ſtücke, Gebäude, Räumlichkeiten und Utenſilien; 

die Ausgaben für die im Betriebe erforderliche Heizung und Beleuchtung; 

„die Anſchaffungskoſten für die eingekauften Roh⸗ und Hülfsſtoffe und Waaren, ſowie für die 
ſonſt im Betriebe erforderlichen Materialien; 

die Löhnung der für den Gewerbebetrieb angenommenen Angeſtellten, Geſellen, Gehilfen, 
Arbeiter, einſchließlich des Geldwerthes der etwa gewährten Beköſtigung und ſonſtigen Namral⸗ 
leiſtungen, ſoweit dieſe nicht aus den Betriebsbeſtänden entnommen werden; 

. die von dem Unternehmer geſetz⸗ oder vertragsmäßig für das Betriebs perſonal (Nr. 6) zu 
entrichtenden Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters- und Invaliden⸗Verſicherungs⸗, Wittwen⸗, 
Waiſen⸗, Penſions⸗ u. dergl. Kaſſen; 

8. die auf den dem Betriebe dienenden Grundſtücken und dem Gewerbe haftenden Realabgaben 

und ſonſtigen öffentlichen Laſten, ſowie die im Geſchäftsbetriebe zu entrichtenden indirekten 
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für unfichere Forderungen u. dergl. 

Für das Maß der hiernach zuläſſigen Abſchreibungen find die bezüglich der kaufmänniſchen Buch⸗ 
führung geltenden Grundſatze beſtimmend. 

Bei Gegenſtänden, welche gänzlich aus dem Betriebe ausſcheiden, kann die Differenz zwiſchen dem 
Buchwerthe und dem ihnen nach der Ausſcheidung verbliebenen Werthe abgezogen werden. Iſt der ver⸗ 
bliebene Werth größer als der Buchwerth, ſo iſt ein Abzug nicht ſtatthaft. 

IV. Nicht abgezogen werden dürfen: 

1. die Zinſen für das Anlage- und Betriebskapital, daſſelbe mag dem Gewerbetreibenden ſelbſt 
oder Dritten gehören, und für Schulden, welche behufs Anlage oder Erweiterung des Ge⸗ 
ſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder zu ſonſtigen Verbeſſerungen des Betriebes auf⸗ 
genommen ſind. 

Dagegen ſind Zinſen für die laufenden Geſchäftsſchulden, d. h. ſolche, die ſich aus der 
laufenden Geſchäftsführung ergeben und auf dem regelmäßigen Geſchäftskredit beruhen (3. B. 
die aus dem Kontokorrent, aus dem Bezuge gegen Kredit entnommener Waaren), abzugsfähig; 

Kapitalsverluſte; f 

. Ausgaben für Tilgung der Schulden und des Anlagekapitals; 

. Aufwendungen für Verbeſſerungen und Geſchaftserweiterungen (vergl. Artikel 27 Nr. 1 Abſ. 2 
der Ausführungsanweiſung vom 5. Auguſt 1891 zum Einkommenſteuergeſetze;!) 

. die Rücklagen in den Reſervefonds mit der auch bei der Einkommenſteuer für die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften zugelaſſenen Ausnahme (vergl. Artikel 27 Nr. 1 Abſ. 3 und Abſ. 4 Satz 1 der 
vorerwähnten Ausführungsanweiſung; ““) 

6. Ausgaben für den Unterhalt des Gewerbetreibenden und ſeiner Angehörigen. 
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) Anm. Obige Beſtimmung lautet: 

„Als zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung verwendet gelten diejenigen Ausgaben, welche weder zur 
Deckung von laufenden Betriebsunkoſten, noch zur Erhaltung und Fortführung des Betriebes in dem bisherigen 
Umfange dienen, ſondern mit welchen Einrichtungen oder Anlagen zur Erzielung eines höheren Ertrages oder 
zur Ausdehnung des Betriebsumfanges beſtritten werden.“ 

*) Anm. Dieſe Beſtimmungen lauten: 0 

„Von den aus Ueberſchüſſen gebildeten Reſervefonds bleiben nur diejenigen außer Betracht, welche bei den 
Verſicherungsgeſellſchaften zur Rücklage für die Verſicherungsſummen beſtimmt find. Hierher gehören insbeſondere 
diejenigen — in der Regel „Prämien-“ und „Gewinn⸗ oder „Dividenden⸗ Reſerven genannten — Fonds der 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften, welche das Teckungskapital bilden für die den Verſicherten gegenüber durch den 
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Vertragsmäßig bedungene Aufwendungen (Gehalt, Lohn, Betöſtigung u. ſ. w.) für die im Gewerbes 
betriebe beſchäftigten Verwandten ſind jedoch abzugsfähig, ſofern letztere nicht Gute z. B. Ehegatten und 
Kinder) zur Haushaltung des Gewerbetreibenden gehören. 


Artikel 17. 
Aulage⸗ und Betriebskapital. 
(§. 23 des Geſetzes.) 

Das Anlage⸗ und Betriebskapital umfaßt ohne Unterſchied zwiſchen dem eigenen Kapitale des 
Gewerbetreibenden und dem nur angeliehenen oder in ſonſtiger Weiſe von Dritten entnommenen 
ſämmtliche dem betreffenden Gewerbe dauernd gewidmeten Gegenſtände und Rechte, welche einen in Geld 
ſchätzbaren Werth beſitzen. 

Hierher gehören insbeſondere: 

1. die dem Gewerbe dienenden Grundſtücke, Gebäude, baulichen Anlagen, Waſſerkräfte, Maſchinen, 
Geräthſchaften, Werkzeuge, Thiere und Futtervorräthe, Vorrathe an fertigen Waaren, Roh⸗ 
und Hülfsſtoffen einſchließlich der in der Bearbeitung, auf dem Transport und in öffentlichen 
Niederlagen oder auf auswärtigen Lagern befindlichen; 

2. die Vorräthe an Geld, Gold und Silber, Papiergeld, Banknoten, Wechſeln, Schuldſcheinen 
und ſonſtigen Werthpapieren, die aus dem Gewerbebetriebe herrührenden Außenſtände, ein⸗ 
ſchließlich der laufenden Guthaben; 

3. Gewerbeberechtigungen (3. B. die Realprivilegien der Apotheker, Realſchankberechtigungen) und 
1 el Gebrauch oder Nutzung fremder Grundſtücke, Wege, Kanäle, Privatflüſſe, Seen 
u. dergl. 

Nur die laufenden (Artikel 16 IV Nr. 1 Abſ. 2), nicht auch die zur Begründung, Verbeſſerung oder 
Erweiterung des Gewerbebetriebes gemachten Schulden können bei der Berechnung des Anlage- und 
Betriebskapitals von den obigen Werthen in Abzug gebracht werden. 

Das Anlage- und Betriebskapital iſt nach ſeinem mittleren (durchſchnittlichen) Stande in dem für 
die Berechnung maßgebenden Jahre (Artikel 18) zu veranſchlagen. 


Artikel 18. 
Maßzgebender Zeitabſchnitt. 
(F. 24 des Geſetzes.) 

Nach dem Wortlaute des Geſetzes iſt für die Steuerveranlagung der Ertrag beziehungsweiſe 
das ZC und Betriebskapital des bei der Vornahme der Veranlagung „abgelaufenen Jahres“ 
maßgebend. 

Indem das Geſetz ſich einer genaueren Zeitbeſtimmung enthält, gewährt es die Möglichkeit, den 
Verhältniſſen der einzelnen Gewerbebetriebe entſprechend der Ertrags- beziehungsweiſe Kapitals berechnung 
entweder das Geſchäfts⸗ oder das Kalenderjahr zu Grunde zu legen. Bei Gewerbebetrieben mit ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung iſt demgemäß regelmäßig auf das abgelaufene Geſchäftsjahr, bei den übrigen 
Gewerben auf das verfloſſene Kalenderjahr (bei der Veranlagung für das Steuerjahr 1893/94 alſo auf 
das Kalenderjahr 1892) zurückzugehen. d 

Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang, fo ijt der Ertrag und das Betriebskapital 
nach dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalte zu ſchätzen. 

Während des Steuerjahres eintretende Aenderungen ſind erſt bei der Beſteuerung für das folgende 
Jahr zu berückſichtigen. 


Artikel 19. Beſtenerung der nur zum Theil in Preußen ſteuerpflichtigen Gewerbe. 


Abſchnitt V. Bezirke und Organe der Veranlagung. 
Artikel 20. Veranlagungsbezirke. 


Verſicherungsvertrag übernommenen Verbindlichkeiten zur Zahlung der Verſicherungsſummen und der den Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden Prämienüberſchüſſe. 

Im Uebrigen kommt es regelmäßig auf die verſchiedenen Arten der Benennung der Reſervefonds nicht an, 
ee 1 darauf, ob in der Bildung derſelben im einzelnen Falle eine Vermehrung des Vermögens ent⸗ 
alten iſt.“ 


Artikel 21. Steuerausſchüſſe. 

Artikel 22. Geſchäftsordnung der Steuerausſchüſſe. 

Artikel 23. Obliegenheiten und Befugniſſe der Vorſitzenden der Steueransſchüſſe. 
Artikel 24. Befugniſſe der Steuerausſchüſſe. 


Zweiter Theil. 
Abſchnitt VI. 
Gewerbe⸗An⸗ und Abmeldung. 
Artikel 25. 
Anmeldung. 

(F. 52 des Geſetzes.) 

1. Wer den Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, muß davon dem Gemeinde-(Guts⸗) vor⸗ 
ſtande“) des Ortes, wo ſolches geſchieht, vorher oder ſpäteſtens gleichzeitig mit dem Beginne des Betriebes 
ſchriftlich oder zu Protokoll Anzeige machen. 

Dieſe Verpflichtung trifft auch denjenigen, welcher: 

a) das Gewerbe eines Anderen übernimmt und fortſetzt, 
b) neben feinen bisherigen Gewerbe oder an Stelle deſſelben ein anderes Gewerbe anffngt. 

Gewerbetreibende, welche an mehreren Orten in Preußen einen ſtehenden Betrieb unterhalten, haben 
an jedem Orte, wo ſolches geſchieht, den Anfang des einzelnen Betriebes anzumelden. 

Die Aufnahme eines Protokolls über die mündliche Anmeldung kann vermieden werden, wenn die 
Unterſchrift des Anmeldenden in dem Verzeichniſſe der Anmeldungen hinzugefügt wird (in Spalte „Bes 
merkungen“ oder in einer beſonders anzulegenden Spalte in Muſter 1 zu Artikel 26). 

2. Der Anmeldeverpflichtung wird, ſoweit nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, durch die nach Vor— 
ſchrift der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (§. 14) zu machende Anzeige genügt. 

In der Stadt Berlin iſt die vorgeſchriebene Anzeige bei der Direktion für die Verwaltung der 
direkten Steuern zu bewirken. 

3. Der Gemeinde⸗(Guts⸗) vorſtand beſcheinigt innerhalb dreier Tage die Anmeldung (§. 15 der 
Gewerbeordnung). 


Artikel 26. 
Obliegenheiten der Gemeindebehörden. 
(F. 53 des Geſetzes.) 

1. Alle bei dem Gemeinde-⸗(Guts⸗) vorſtande eingehenden Anmeldungen find in das nach Muſter 1 
zu führende Verzeichniß in der Reihenfolge ihres Einganges einzutragen. 

2. In Betreff derjenigen Gewerbe, zu deren Betrieb eine beſondere Erlaubniß oder Genehmigung 
nach den Beſtimmungen der Gewerbeordnung erforderlich iſt, haben die Gemeinde- und Polizeibehörden 
durch gegenſeitige Mittheilungen ſowie durch Belehrung der Gewerbetreibenden dahin zu wirken, daß der 
Anmeldepflicht genügt wird und Zuwiderhandlungen möglichſt vermieden werden. 

3. Bei Anmeldung der Uebernahme und Fortſetzung eines bereits zur Gewerbeſteuer veranlagten 
Betriebes iſt der Name des bisherigen Inhabers deſſelben unter Bezeichnung SI Steuerklaſſe und 
Rollennummer anzugeben und in dem Verzeichnisse der Anmeldungen (in Spalte „Bemerkungen“) 
einzutragen. . 

4. Die Gemeinde: (Gut3-)vorftände find verpflichtet, die erforderlichen Erkundigungen über die Steuer⸗ 
pflichtigkeit der angemeldeten Betriebe, beziehungsweiſe darüber, in welcher Steuerklaſſe die Beſteuerung 
zu erfolgen hat, anzuſtellen und ſich hierüber gutachtlich zu äußern. Sie muüſſen deshalb ſich mit den 
Bedingungen der Steuerpflicht und der Zugehörigkeit zu den einzelnen Steuerklaſſen vertraut machen. 
(Vergl. Anlage! zum erſten Theile dieſer Anweiſung.) Um ſich die thatſächlichen Unterlagen für das von 
ihnen abzugebende Gutachten zu beſchaffen, ſteht ihnen 


) Anm. Wo bisher in den Landgemeinden der weſtlichen Provinzen die Funktionen der Gemeindevorſteher in 
Gewerbeſteuerangelegenheiten von den Amtmännern beziehungsweiſe Bürgermeiſtern wabrgenommen worden ſind, wird 
durch die Beſtimmungen dieſer Anweiſung hieran nichts geändert. 
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die Befragung des Inhabers des angemeldeten Betriebes, 
die Erkundigung bei Vertrauensperſonen und Sachverſtändigen, 
die Erforderung der nach §. 54 des Geſetzes abzugebenden Erklärung des Gewerbetreibenden 
(Artikel 29) 
zu Gebote. } 

5. In den von der Bezirksregierung anzuordnenden und durch das Amtsblatt bekannt zu machenden 
Friſten haben die Gemeinde⸗(Guts⸗) vorſtände von allen innerhalb der Friſt bei ihnen eingehenden Ge⸗ 
werbeanmeldungen dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der Klaſſe IV des Veranlagungsbezirks, zu 
welchem die Gemeinde (der Gutsbezirk) gehört, Mittheilung zu machen (vergl. Nr. 6). 

Dieſe Mittheilung erfolgt durch Ueberſendung einer vollſtändigen, von dem Gemein de⸗(Guts⸗) vor⸗ 
ſtande beglaubigten Abſchriſt der innerhalb der Friſt in das Verzeichniß der Gewerbeanmeldungen 


bewirkten Eintragungen unter Beifügung der bezüglichen ſchriftlichen Anmeldungen und ſonſtigen Beläge. 

Bei Gewerbebetrieben, bei denen von vornherein mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß weder der 
jährliche Ertrag 1500 Mark noch das Anlage und Betriebskapital 3000 Mark erreicht, iſt unter Abſtand⸗ 
nahme von weiteren Ermittelungen in Spalte „Bemerkungen“ des Verzeichniſſes der Anmeldungen ein⸗ 
EE „frei nach 8. 7 des Geſetzes“ und dieſer Vermerk in die Abſchrift (vergl. vorigen Abſatz) 
aufzunehmen. 

Für jede der übrigen in die Abſchrift aufgenommenen Anmeldungen it nach Muſter 2 ein beſonderer 
Auszug aus dem Anmeldeverzeichniſſe mit dem Gutachten des Gemeinde⸗(Guts⸗)vorſtandes aufzuſtellen und 


dem warfen des Steuerausſchuſſes der Klaſſe IV zu beſtimmenden Nachfriſt nachzubringen. 
AN 


welcher die Beſteuerung zu erfolgen hat, erforderlich ſind, ſo ſind dieſe Angaben mit möglichſter Ge⸗ 
nauigkeit und unter Bezeichnung der Quellen (3. B. „Gutachten des Sachverſtändigen N. N.“, „eigene 
Angabe des Steuerpflichtigen“) in das abzugebende Gutachten aufzunehmen. 

6. Die von den Regierungen anzuordnende Friſt für die Mittheilung der Abſchriften des Ber 
zeichniſſes der Anmeldungen und der Gutachten wird im Allgemeinen auf eine oder zwei Wochen in großen, 
gewerbreichen Gemeinden, auf einen Monat in kleineren Gemeinden zu beſtimmen ſein. 


Vakatanzeigen ſind nicht zu fordern. 
Artikel 27. Behandlung der Anmeldungen ſeitens der Vorſitzenden der Steueransſchüſſe. 


Artikel 28. 
Die Behandlung der Abmeldungen. 
($. 58 des Geſetzes.) 

1. Das Aufhören eines ſteuerpflichtigen Gewerbes iſt der Hebeſtelle, an welche die Steuer ent⸗ 
richtet wird (Artikel 51) — in der Stadt Berlin der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
daſelbſt — ſchriftlich anzuzeigen. e 

2. Die Hebeſtelle hat die eingehenden Abmeldungen in ein nach Muſter 6 zu führendes Verzeichniß der Ge⸗ 
werbeabmeldungen einzutragen und dieſelben in der Hebeliſte beziehungsweiſe dem Kontobuche vorläufig zu 
vermerken, ſodann aber, mit dem Datum des Einganges und der Nummer der Gewerbeſteuerrolle bes 
ziehungsweiſe der Zugangsliſte ſowie des Eintrags in das Verzeichniß der Abmeldungen verſehen, inner⸗ 
halb einer Woche nach dem Eingange dem Vorſißenden des zuſtändigen Steuerausſchuſſes zu überſenden. 

Etwaige Abmeldungen ſteuerfreier Gewerbe ſind ebenfalls in das Verzeichniß einzutragen und an 
den Vorſitzenden der Klaſſe IV abzugeben. 

3. Die Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe haben nach den etwa erforderlichen Ermittelungen darüber, 
ob das Gewerbe gänzlich eingeſtellt oder auf einen Anderen übergegangen ift, die Abmeldung in das 
Gewerbeſteuer⸗Notizregiſter unter Abgang einzutragen und die Hebeſtelle mit Anweiſung wegen Einſtellung 
der Erhebung oder Umſchreibung der Steuer zu verſehen. 

Der Abmeldende iſt von der Abgangſtellung beziehungsweiſe Umſchreibung ſeiner Steuer auf einen 
Anderen durch den Vorſitzenden des zuſtär digen Ausſchuſſes zu benachrichtigen. 

Die Abmeldungen ſteuerfreier Gewerbe ſind von dem Vorſitzenden der Klaſſe IV nicht in das 
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Gewerbeſteuer⸗Notizregiſter einzutragen, ſondern zur etwaigen Berichtigung der Kontrole der ſteuerfreien 
Gewerbe (Muſter 4 zu Artikel 27) zu benutzen und zu den Akten zu nehmen. 

Abmeldungen einzelner Zweigniederlaſſungen und ſonſtiger ſtehender Betriebe, ſowie Anzeigen der 
Einſtellung eines von mehreren neben einander betriebenen Gewerben ſind auch dann, wenn der betreffende 
Betrieb in einem auswärtigen Veranlagungsbezirke ſtattfand, bei der Hebeſtelle, an welche die Steuer ent⸗ 
richtet wird, zu bewirken und von derſelben an den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes, von welchem die 
Veranlagung vorgenommen iſt, zu befördern. Letzterer hat eintretendenfalls den Vorſitzenden des Steuer⸗ 
ausſchuſſes der Klaſſe IV in dem betreffenden auswärtigen Veranlagungsbezirke behufs Berichtigung des 
von dieſem geführten Verzeichniſſes der auswärts beſteuerten Betriebe (Muſter 5 zu Artikel 27) zu be⸗ 
nachrichtigen, jedenfalls aber die Abmeldung in der von ihm ſelbſt geführten namentlichen Nachweiſung 
zur Berückſichtigung für die nächſte Veranlagung zu vermerken. 

Betrifft die Abmeldung nur die Verlegung des Sitzes des Gewerbes nach einem anderen Gemeinde⸗ 
(Guts⸗)bezirke, fo iſt, falls letzterer in einem anderen Veranlagungsbezirke derjenigen Klaſſe, in welcher 
die Beſteuerung erfolgt, belegen iſt, dem Vorſitzenden des zuſtändigen Steuerausſchuſſes die fernere Be⸗ 
ſteuerung zu überweiſen (Artikel 48 Nr. 4). Die Veränderung des Sitzes des Gewerbes innerhalb des⸗ 
ſelben Veranlagungsbezirks iſt nur wegen der etwa eintretenden Erhebung durch eine andere Hebeſtelle zu 
berückſichtigen und dieſerhalb das Nöthige anzuordnen (vergl. Artikel 27 Nr. 7). 

Bei der Abmeldung von Gewerben, welche, wie z. B. die Gaſtwirthſchaft in Bade⸗ und Brunnen⸗ 
orten und das Bauhandwerk, regelmäßig nur während eines Theils des Jahres betrieben werden (ſo⸗ 
genannte ruhende Gewerbe), iſt dem Gewerbetreibenden von dem Vorſitzenden des zuſtändigen Steueraus⸗ 
ſchuſſes zu eröffnen, daß, wenn er im Laufe deſſelben oder des nächſtfolgenden Steuerjahres ſein Gewerbe 
wieder beginnen ſollte, die Steuer nur als geſtundet anzuſehen und für den Zeitraum ſeit der Abmeldung 
bis zum Wiederbeginne nachzuzahlen ſei (§. 33 des Geſetzes). 


Artikel 29. 
Verfahren bei der Abnahme von Erklärungen nach Maßgabe der 88. 54 und 55 des Geſetzes. 


1. Zur Abnahme einer Erklärung nach Maßgabe des $. 54 des Geſetzes ſind nur die Gemeinde⸗ 
(Guts⸗)vorſtände und die Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe, zur Abnahme einer Erklärung nach Maßgabe 
des 8. 55 daſelbſt ausſchließlich die letzteren befugt. 

2. Bei Abnahme dieſer Erklärungen (zu 1) find die anliegenden Muſter 7, 8 und 9 zu benutzen. 

Die Aufforderung zur Abgabe der Erklärungen iſt den Vorſchriften im Artikel 71 der Ausführungs⸗ 
anweiſung zum Einkommenſteuergeſetze entſprechend den Steuerpflichtigen zuzuſtellen. 

3. Zur Abgabe der Erklärungen iſt vom Tage der Zuſtellung der Aufforderung ab eine mindeſtene 
einwöchige Friſt zu gewähren. 

Auf begründeten Antrag des Steuerpflichtigen kann die geſtellte Friſt angemeſſen verlängert werden. 

4. Nachweislich unrichtige oder unvollſtändige Erklärungen ſind unter Angabe der Gründe, ſowie 
unter Stellung einer neuen, mindeſtens einwöchigen Friſt behufs Berichtigung beziehungsweiſe Vervoll⸗ 
ſtändigung zurückzugeben. f l a 

5. Lehnt ein Steuerpflichtiger die Abgabe, Berichtigung beziehungsweiſe Vervollſtändigung einer 
der gedachten Erklärungen ab, oder kommt er der Aufforderung zu 4 nur in ungenügender Weiſe nach, 
fo ift — und zwar feitens® der Gemeinde-(Gut3-)vorjtände durch Vermittelung des Vorſitzenden des zu⸗ 
ſtändigen Steuerausſchuſſes — der Regierung Bericht zu erſtatten (Artikel 53 Nr. 2). 


Abſchnitt VII. 
Veranlagung. 
Artikel 30. 
A. Ort der Veraulagung. 
(F. 17 Abſ. 2 bis b des Geſetzes.) 
Die Beſteuerung erfolgt in dem Veranlagungsbezirke, in welchem das Gewerbe betrieben wird. 


Werden von einem Steuerpflichtigen in mehreren Veranlagungsbezirken ſtehende Betriebe unter⸗ 
halten, ſo erfolgt die Beſteuerung in dem Veranlagungsbezirke, in welchem die Geſchäftsleitung des 


Unternehmens ihren Sitz hat“), bei Unternehmungen, deren Sitz außerhalb Preußens liegt, wo der in 
Preußen zu beſtellende Vertreter ſeinen Wohnſitz hat, oder falls ein Vertreter nicht beſtellt iſt und der 
Inhaber ſelbſt in Preußen wohnt, wo deſſen Wohnſitz ſich befindet. 

Daſſelbe gilt, wenn mehrere Gewerbe von derſelben Perſon betrieben werden. 

Iſt es zweifelhaft, wo der Sitz der Geſchäftsleitung ſich befindet, z. B. bei mehreren von einander 
unabhängig betriebenen Gewerben deſſelben Steuerpflichtigen, oder entſtehen ſonſt Bedenken über den Ort 
der Veranlagung, ſo iſt zu unterſcheiden, ob die in Frage kommenden Veranlagungsbezirke demſelben 
Regierungsbezirke angehören oder nicht. Erſterenfalls beſtimmt auf Antrag des Vorſitzenden eines be⸗ 
theiligten Steuerausſchuſſes die Regierung und auf dagegen erhobene Beſchwerde des Steuerpflichtigen der 
dée letzterenfalls ftet der Finanzminiſter den Bezirk, in welchem die Veranlagung zu er⸗ 
olgen hat. 

B. Veranlagung in Klaſſe J. 
Artikel 31. Aufſtellung der namentlichen Nachweiſuntz in Klaſſe I. 
Artikel 32. Veraulagungsbeſchlüſſe des Steueransſchuſſes der Klaſſe J. 
Artikel 33. Berufung des Vorſitzenden in Klaſſe I. 
C. Veranlagung in den Klaſſen II, III und IV. 
Artikel 34. Aufſtellung der namentlichen Nachweiſung in Klaſſe II, III und IV. 
Artikel 35. Feſtſtellung der namentlichen Nachweiſung in Klaſſe II, III und IV. 
Artikel 36. Berufung des Vorſitzenden in Klaſſe II, III und IV. 
Artikel 37. Berechnung der Steuerſumme. 
Artikel 38. Stenervertheilung. - 
Artikel 39. 
D. Gewerbeſteuerrolle. 
Artikel 40. 
E. Benachrichtigung der Steuerpflichtigen und Kaſſen. Offenlegung der Steuerrolle. 
Artikel 41. 
F. Sachliche Prüfung der Veranlagung durch die Regierung. 


Abſchnitt VIII. Rechtsmittel. 
Artikel 42. Allgemeines. 
Artikel 43. Einſpruch. 
Artikel 44. Berufung. 
Artikel 45. Beſchwerde. 


Dritter Theil. 
Abſchnitt IX. 
Zu⸗ und Abgänge. 
Artikel 46. 
Zur: und Abgangsfälle. 
J. Steuerzugänge können entſtehen: 
1. durch Anmeldung 
a) der Eröffnung eines ſteuerpflichtigen Gewerbes, falls der Gewerbetreibende nicht ſchon zur 
Gewerbeſteuer veranlagt iſt (Artikel 27 Nr. 2 und 3); 
et Anm. Vergleiche Artikel 35 Nr. 5 Abſätze 2 und 4 der Ausführungsanweiſung vom 5. Auguft 1891 zum Gm 


tommen SCH 
Dieſe Beſtimmung lautet: 
„Der Sitz einer Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eingetragenen Genoſſenſchaft be 
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b) der Uebernahme eines bereits beſteuerten Gewerbes (Artikel 14 und 27 Nr. 4); 

«) der Uebernahme eines Theils (einer einzelnen Betriebsſtätte, Zweigniederlaſſung u. |. w.) 
eines bereits beſteuerten Gewerbes, falls der Gewerbetreibende nicht ſchon zur Gewerbeſteuer 
veranlagt iſt und der übernommene Betriebstheil entweder für ſich allein oder in Verbin⸗ 
dung mit dem von ihm ſelbſt oder ſeiner Ehefrau etwa bereits betriebenen ſteuerfreien 
Gewerbe (8. 7 des Geſetzes) die Grenze der Steuerfreiheit (unter 1500 Mark Ertrag und 
unter 3000 Mark Anlage und Betriebskapital) überſchreitet (Artikel 27 Nr. 5), 

d) der Eröffnung oder Uebernahme eines Gewerbes, deſſen Ertrag 1500 Mark und deſſen 
Anlage⸗ und Betriebskapital 3000 Mark nicht erreicht, falls der Gewerbetreibende nicht 
ſchon zur Gewerbeſteuer veranlagt iſt und das eröffnete beziehungsweiſe übernommene Ge⸗ 
werbe in Verbindung mit dem von ihm ſelbſt oder ſeiner Ehefrau etwa bereits betriebenen 
ſteuerfreien Gewerbe (§. 7 des Geſetzes) die angegebene Grenze der Steuerfreiheit über⸗ 
ſchreitet (Artikel 27 Nr. 6); 

2. in Folge der Ermittelungen über unterlaſſene Anmeldungen der zu 1a bis d bezeichneten Art 
(Arlikel 53); 

3. durch nachträgliche Heranziehung bei der Veranlagung übergangener ſteuerpflichtiger Gewerbe⸗ 
treibender (vergl. Artikel 35 Nr. 6 ant, 2, Artikel 39 Nr. 2 Abſ. 2 und Artikel 41 Abſ. 3) 
oder durch Neuveranlagung im Falle mehrfacher Veranlagung deſſelben Steuerpflichtigen 
(Artikel 41 Abſ. 3); 

4. durch Verſetzung aus anderen Steuerklaſſen im Rechtsmittelverfahren (Artikel 42 Nr. 7, 
Artikel 43 Nr. 5, Artilel 45 Nr. 2); 

5. in Folge Verlegung des Betriebsortes oder des Sitzes der Geſchäftsleitung beziehungsweiſe 
des Wohnorts des beſtellten Vertreters (Artikel 12 Nr. 2) aus einem anderen Veranlagungs⸗ 
bezirke (Artikel 27 Nr. 7); 

„Steuerabgänge können entſtehen: 

1. durch Abmeldung eines gänzlich eingeftellten oder auf einen Anderen übergegangenen Gewerbes 

(Artikel 28 Nr. 3). 
Die nur theilweiſe Aufgabe eines Gewerbes hat keine Abgangſtellung zur Folge (Artikel 27 
Nr. 5); 

2. durch Aufhören des Gewerbebetriebes ohne Abmeldung, wenn kein zur Abmeldung Ver⸗ 
pflichteter vorhanden iſt, oder wenn die Regierung auf Grund des §. 58 Abſ. 2 des Geſetzes 
die Abgangſtellung der Steuer anordnet (Artikel 13 Nr. 1 Abi. 2 und 3); 

durch Steuerermäßigung oder Befreiung, ſowie durch Verſetzung in andere Steuerklaſſen im 
Rechtsmittelverfahren (Artikel 42 Nr. 7, Artikel 43 Nr. 5 und 6, Artikel 45 Nr. 2), 
in Folge mehrfacher Veranlagung des nämlichen Steuerpflichtigen (Artikel 41 Abſ. 3) oder 
D Folge GA Veranlagung nach 88. 3 bis 5 des Geſetzes ſteuerfreier Gewerbe (Artikel 42 
Nr. 2 Abſ. 2); 

durch Verlegung des Betriebsorts, Sitzes der Geſchäftsleitung bezw. des Wohnorts des 
beſtellten Vertreters in einen anderen Veranlagungsbezirk (Artikel 27 Nr. 7). 
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Artikel 47. 
Zeitpunkt der Zus und Abgaugſtellung. 
($. 33 des Geſetzes.) 
L Die Zugangſtellung erfolgt in den Fällen des Artikels 46 I 
zu 1a bis d: vom Beginne des auf die Eröffnung oder Uebernahme des Gewerbebetriebes 
folgenden Kalendervierteljahres ab. 
Erfolgt jedoch die Abmeldung in demſelben Vierteljahre, in welchem der Betrieb begann, 


ſtimmt ſich nach dem Inhalte des Geſellſchaftsvertrages (Statuts) Artikel 209 Nr. 1, Artikel 175 Nr. 2 des 

Allg. deutſchen Handelsgeſetzbuchs (Geſetz vom 18. Juli 1884, Reichs⸗Geſetzbl. S. 128), §. 6 Nr. 1 des 
Sr betreffend die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 1889 (eich »Gejegbl. 
55 


der Vorſtand feinen Git hat.“ 


Er 


jo 1 die Zugangſtellung für dasjenige Vierteljahr, in welchem der Betrieb ſtattgefunden hat, 
u bewirken; 

zu 2. vom Beginne des auf die Einleitung der Unterſuchung folgenden Kalendervierteljahres ab; 

zu 3 und 4: vom Beginne des Steuerjahres ab, falls aber die Steuerpflichtigkeit erſt im Laufe 
des Jahres eingetreten iſt, von demjenigen Zeitpunkte ab, mit welchem die urſprüngliche Ver⸗ 
anlagung in Geltung getreten iſt; 

zu 5: vom Beginne desjenigen Kalendervierteljahres ab, bis zu welchem die Steuer in dem 
bisherigen Veranlagungsbezirke entrichtet, oder das Beitreibungsverfahren wegen der fälligen 
Rate bereits durchgeführt iſt. 

II. Die Abgangſtellung erfolgt in den Fällen des Artikels 46 ll 
zu 1: vom Beginne des auf die Abmeldung des Gewerbes folgenden Kalendervierteljahres ab. 
Erfolgt die Abmeldung jedoch in dem erſten Monate des auf die Betriebsbeendigung 

folgenden oder eines ſpäteren Vierteljahres, ſo iſt der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes befugt, 
die Steuer vom Beginne des: Vierteljahres, in welchem die Abmeldung ſtattfindet, ſelbſtſtändig 
in Abgang zu ſtellen. In anderen Fällen einer verſpäteten Abmeldung iſt eine frühere Ab⸗ 
gangſtellung nur mit Ermächtigung der Regierung zuläſſig (Artikel 13 Nr. 1 Abſ. 2 und 3). 
Für das Vierteljahr, in welchem das Gewerbe eingeſtellt iſt, iſt die Steuer voll zu entrichten; 

zu 2: vom Beginne des auf die Einſtellung des Gewerbebetriebes folgenden Kalenderviertel⸗ 
jahres ab; 

zu 3 und 4: vom Beginne des Steuerjahres ab, oder wenn die Steuerpflichtigkeit erſt ſpäter 
eingetreten iſt, vom Zeitpunkte des Beginnes derſelben beziehungsweiſe der Zugangſtellung ab; 

zu 5: vom Beginne desjenigen Kalendervierteljahres ab, bis zu welchem die Steuer entrichtet 
oder das Beitreibungsverfahren wegen der fälligen Rate bereits durchgeführt iſt. 


Artikel 48. Verfahren bei der Zu: und Abgangſtellung im Allgemeinen. 
Artikel 49. Zu: und Abgangsliſten. 


Artikel 50. Abgänge in Folge Erlaſſes oder Ermäßigung der Steuer im Lanfe des 
Steuerjahres. 


Abſchnitt X. 
Hebeweſen. 
Artikel 51. 
Hebeſtellen. 

($. 75 Abſatz 2 des Geſetzes.) 

Hinſichtlich der örtlichen Erhebung der Gewerbeſteuer verbleibt es bis auf Weiteres bei den 
beſtehenden Einrichtungen mit der Maßgabe, daß die bisher mit der örtlichen Erhebung der Gewerbeſteuer 
der Klaſſen A Il bis K betrauten Gemeinden in den Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien, Poſen und Sachſen die Gewerbeſteuer der Klaſſen III und IV.) zu erheben haben. 


Artikel 52. 


Steuererhebung und Behandlung der Ausfälle. 
(88. 39, 40, 45 des Geſetzes.) 
Auf die Erhebung und Beitreibung der Gewerbeſteuer und die Behandlung der Ausfälle finden 
die Beſtimmungen der Artikel 82 und 83 der Ausführungsanweiſung vom 5. Auguſt 1891 zum Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz“) mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung, daß 


) Anm. Desgleichen die Betriebsſteuer der Klaſſen III und IV einſchließlich der auf Grund des $. 60 Abſ. 1 Nr. 1 
des Geſetzes veranlagten. 
sr) Anm. Dieje Beſtimmungen lauten: 
Artikel 82. 
Die Steuererhebung. 
§. 62 bis 64 des Geſetzes.) f 
1. Die Einkommenſteuer ift ohne Rückſicht auf die Höhe des Steuerſatzes in vierteljährlihen Beträgen im zweiten 


oder dritten Monat eines jeden Quartals zu erheben, und zwar auch in denjenigen Bezirken und Orten, in welchen bisher 


3 


1. an die Stelle des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion überall der Vorſitzende des 
Steuerausſchuſſes tritt, 

2. der Artikel 82 Nr. 5 Abſ. 4 bis 6 a. a. O. auch bei Einſprüchen und Erlaßanträgen (vergl. 
Artikel 50 Nr. 3 Abſ. 3 vorſtehend) Geltung findet und im Falle des Abſatzes 6 a. a. O. die 
Regierung ſelbſtſtändig entſcheidet, 

3. ſtatt der Muſter XXI und XXII zu Artikel 83 Nr. 2 und 4 a. a. O. die anliegenden Mufter 24 


e 24 und 25 zu benutzen ſind. 


die monatliche oder zweimonatliche Erhebung der Klaſſenſteuer noch beibehalten war. Der Hebemonat wird durch die 
Regierung mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe beſtimmt. 

2. Wo dem Zahlungspflichtigen nach den beſtehenden Vorſchriften bei Beginn des Jahres ein Steuerzettel über 
die von ihm zu entrichtende Einkommenſteuer von der Hebeſtelle zuzufertigen iſt, muß dies, auch wenn der Steuerzettel 
zugleich andere Steuern betrifft, in einem gehörig verſchloſſenen Convert geſchehen. 

3. Der Vierteljahresbetrag iſt vom Steuerpflichtigen — unbeſchadet ſeiner Befugniß zur früheren Entrichtung und 
zu Vorausbezahlungen (§. 62 Abſ. 2 des Geſetzes) — in Der ere Hälfte des zweiten Monats eines jeden Quartals, 
ſpäteſtens alſo am 

16. Mai, 16. Auguſt, 15. November, 14. (in Schaltjahren 15.) Februar 
an die Empfangsſtelle (Ortserheber, Steuerkaſſe, Kreiskaſſe) abzuführen. 

In den genannten Terminen wird die Einkommenſteuer fällig, mit der Wirkung, daß Steuerpflichtige, welche es 
unterlaſſen, bis zu dem Fälligkeitstermine oder in dem örtlichen Hebetermine, ſofern der letztere ſpäter anſteht, ihren 
Vierteljahresbeitrag zu entrichten, von dem Steuerempfänger mit dreitägiger Zahlungsfriſt zu mahnen find (F. 6 der Ver⸗ 
— vom 7. September 1879, betreffend das Verwalkungszwangsverfahren). 

ie Abhaltung der örtlichen Hebetermine oder die Steuereinſammlung durch ambulante Erheber kann bereits vor 
Dex Fälligkeit beginnen. 
geſch. en Mahnung dagegen darf unter allen Umſtänden exit nach dem Eintritt der oben genannten Fälligkeitstermine 

hen. 
ordnunt Nach fruchtloſem Ablauf der Mahnfriſt iſt zur Zwangsvollſtreckung nach den Beſtimmungen der angeführten Ver⸗ 
Ke vom 7. September 1879 und der dazu ergangenen Ausführungsvorſchriften zu ſchreiten. 

Steuer v Soweit die örtliche Erhebung den Gemeinden und Gutsbezirken obliegt, wird die vierteljährlich erhobene 
abgeführt. m Ortserheber unter Beachtung der für die Ablieferung beſtehenden Vorſchriften“) an die vorgeſetzte Kaſſe 


Spät 3 284 SA, ‚BR; f ) 
tens fünf Tage vor Ablauf eines jeden Vierteljahrs muß die eingehobene Steuer nebſt der Nachweiſung der 
lage dür die en Ausfälle und Reſte an die vorgeſetzte Kaſſe abgeliefert ſein. Die Feſtſtellung beſtimmter Ablieferungs⸗ 
9 5. Dieerſchiedenen Ortserheber innerhalb dieſer Friſt iſt hierdurch nicht ausgeſchloſſen. e 
ordre vom 31. Stundung der Einkommenſteuer dürfen die Regierungen nach Maßgabe der durch die Allerhöchſte Kabinets⸗ 
Zur Sr Dezember 1825 genehmigten Geſchäftsanweiſung für die Regierungen nor demſelben Tage bewilligen. 
Durch undung über den Rechnungsabſchluß hinaus iſt die Genehmigung des Finanzminiſters erforderlich. 
Auf a Einlegung von Rechtsmitteln wird die Zahlung der veranlagten Steuer nicht aufgehalten. GE 
der Vorſitze antrag eines Steuerpflichtigen, welcher gegen die Veranlagung rechtzeitig Berufung eingelegt hat, iſt jedoch 
Anweiſung nde der Veranlagungskommiſſion zur vorläufigen Stundung der Steuer und zur enſſprechenden unmittelbaren 
der Hebeſtelle ermächtigt, wenn und inſoweit der Vorſitzende 
a) aß vorgängiger Prüfung und nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen die Berufung für begründet erachtet 
und zugleich 
b) die dote gewonnen hat, daß der Steuerpflichtige nicht im Stande iſt, aus eigenen Mitteln die zu 
hoch veranlagte Steuer bis zur demnächſtigen Entſcheidung der Berufung ohne Schädigmig ſeines Nahrungs⸗ 
beziehungsweiſe Vermögeusſtandes zu entrichten. e 
Wird demnächſt gleichwohl die Berufung zurückgewieſen, jo hat der Vorſitzende ſogleich nach dem Eingange der 
Entſcheidung den geſtundeten Betrag wieder in Hebung zu ſetzen. 8 
Von der bewilligten Stundung hat der Vorſitzende der Regierung Anzeige zu erſtatten, welche im Einvernehmen 
mit dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion befugt iſt, die ohne genügende Veranlaſſung etwa bewilligte Stundung 
auch vor Eingang der Entſcheidung über die Berufung zurückzuziehen und die betreffenden Stenerbeträge wieder in 
ebung zu ſetzen. 
` 6. A Grund des F. 64 des Einkommenſteuergeſetzes werden die Regierungen ermächtigt, in einzelnen Fällen 
veranlagte Einkommenſteuerbeträge niederzuſchlagen, wenn das Beitreibungsverfahren vorausſichtlich ohne Erfolg ſein 
würde, weil der Steuerpflichtige gänzlich unvermögend oder ſein Aufenthalt nicht zu ermiiteln iſt. 5 
Dieſe Ermächtigung findet auch auf rückſtändige Einkommenſteuerbeträge Anwen ing. welche wegen Abweſenheit 
des Steuerpflichtigen im Auslande bis zum Ablaufe des auf das Steuerjahr, für welczes die Veranlagung erfolgt iſt, 
folgenden Steueriahres nicht haben eingezogen werden können. SCH 
7. Die gemäß F. 64 a. a. O. zuläffige Niederſchlagung eines Einkommenſteuerbetrages aus dem Grunde, weil die 
zwangsweiſe Beitreibung den Steuerpflichtigen in feiner wirthſchaftlichen Exiſtenz gefährden würde, bedarf der Genehmigung 
d Finanzminiſters, welche in den geeigneten Fällen ſeitens der Regierung unter Darlegung des Sachverhaltes zu 
eantragen iſt. . 


*) Anm. Vergl. 9 84 Nr. 8, 4 der Geſchäftsanweiſung für die Kreisſteuereinnehmer vom D. Dezember 1879, 
ae 
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Abſchnitt XI. Zuwiderhandlungen und Nachbeftenerung. 
Artikel 53. Zumiderhandlungen und Strafverfahren. 
Artikel 54. Nachbeſteuerung außer dem Falle der ſtrafbaren Zuwiderhandlung. 


Abſchnitt XII. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 55. 
Vertheilung des Steuerſatzes auf mehrere Kommunalbezirke. 
(§. 38 des Geſetzes.) 

1. Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Kommunalbezirke und wird für die Zwecke der 
kommunalen Beſteuerung oder kommunaler Wahlen die Zerlegung des Steuerſatzes in die auf die einzelnen 
Betriebsorte entfallenden Theilbetrage erforderlich, ſo iſt dieſe auf Antrag einer der betheiligten Gemeinden 
oder des Gewerbetreibenden von dem veranlagenden Steuerausſchuſſe zu bewirken.“) 

2. Die Vertheilung des Steuerſatzes iſt nach Maßgabe des Ertrages, und, falls in dem maß⸗ 
gebenden Zeitabſchnitte (Artikel 18) ein ſolcher nicht erzielt iſt, nach Maßgabe des Anlage- und Betriebs⸗ 
kapitals vorzunehmen. a , 

Hierbei ift in der Weiſe zu verfahren, daß zunächſt unter analoger Anwendung der im Artikel 19 
gegebenen Grundſätze feſtzuſtellen ift, wie ſich der Ertrag beziehungsweiſe das Anlage- und Betriebskapital 
auf die betheiligten Gemeinden vertheilt. Nach dem ſo gefundenen Verhältniſſe iſt der Steuerſatz zu 
zerlegen, wobei jedoch Bruchtheile in volle Markbeträge abzurunden find. Wenn z B. ein mit 620 Mark 


Artikel 83. 
Ausfälle. 
1. Ausfälle an der veranlagten Einkommenſteuer entſtehen 
a) wenn das Zwangsverfahren wegen Beitreibung eines Einkommenſteuer⸗Rückſtandes fruchtlos verlaufen iſt; 
b) wenn von der Zwangsvollſtreckung wegen eines rückſtändigen Einkommenſteuerbetrages Abſtand zu nehmen 
iſt, weil eine der im Artikel 82 unker Nr. 6 und 7 angegebenen Vorausſetzungen vorliegt. 

Das eingeleitete Beitreibun e kann nach Beſtimmung der Vollſtreckungsbehörde vorläufig eingeſtellt werden, 
wenn ſich im Laufe deſſelben Verhältniſſe der unter b erwähnten Art ergeben. 

2. Halbjährlich, am Schluſſe der Monate September und März, überſendet die Einkommenſteuerhebeſtelle dem Vor⸗ 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſion in doppelter Ausfertigung eine von den erforderlichen Unterlagen (Auszug aus dem 
Reſtverzeichniſſe, Pfändungsprotokolle, Verſteigerungsprotokolle u. ſ. w.) begleitete, nach dem anliegenden Muſter XXI aufs 
geſtellte und mit den darin vorgeſehenen Beſcheinigungen verſehene Liſte der Steuerpflichtigen, deren Einkommenſteuer in 
dem betreffenden halben Jahre ganz oder zum Theil im Rückſtande geblieben und als unbeibringlich niederzuſchlagen iſt 
(Ausfallliſte). In die Ausfallliſte für das lte Halbjahr dürfen keine Beträge aufgenommen werden, deren Einzahlung im 
zweiten Halbjahre erwartel werden darf. | 

3. Die Ausfallliſten find ſeiiens des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion einer forgfälligen Prüfung beſonders 
dahin zu unterwerfen: DB 

ob die rückſtandigen Steuerbeträge jederzeit in den Zahlungsterminen eingefordert, die zu Gebole fiehenden 
Zwangsmittel gehörig angewendet oder die Abſtandnahme von denſelben gerechtfertigt erſcheint, ſowie ob 
1 als un e liquidirten Betrage veranlagt und nicht bereits anderweit in Abgang oder Ausfall ge⸗ 
ommen ſind. 

Gewährt dieſe Prüfung nicht die Ueberzeugung von einem überall vorſchriftsmäßigen Verfahren, jo iſt dieſerhalh 
unter Abſetzung der Poſten, gegen welche ſich etwas zu erinnern findet, der Ausweis der Hebeſtelle zu erfordern, nach 
Umſtänden eine örtliche Unterjuhung zu veranlaſſen. R 

Daß die vorerwähnte Prüfung erfolgt iſt, hat der Vorſitzende der Veranlagungslommiſſion unter den Ausfallliſten 
zu beſcheinigen. (Vergl. Nr. 4.) 

4. Wo die Gemeinden an der Einkommenſteuererhebung betheiligt find, fertigt der Vorſitzende der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion nach den einzelnen Ausfallliſten eine Hauptnachweiſung für den Kreiskaſſenbezirk nach dem Muſter XXII und 
ſetzt die von ihm abzugebende Beſcheinigung (vergl. Nr. 3) — ſtatt unter die Ausfallliſten — unter die Hauptnachweiſung. 

5. Der Vorſitzende N »ulagungskommiſſion reicht die geprüften Ausfallliſten in einer n mit den 
Belägen und beziehungsweiſe der Hauptnachweiſung der Regierung ein. Dieſe unterwirft die Liſten ſofort nach ihrem 
Eingange einer genauen Reviſion, ſtellt dieſelben und beziehungsweiſe die Hauptnachweiſung feſt und ſendet Te mit den 
Belägen und beziehungsweiſe der Hauptnachweiſung dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion zurück. Letzterer 
fertigt die feſtgeſtellten Ausfallliſten den Hebeitellen — beziehungsweiſe die Hauptnachweiſung der Kreiskaſſe — zu, und 
zwar für die zweite Hälfte des Rechnungsjahres ſpäteſtens bis zum 20. April jeden Jahres. 

Iſt die Gemeinde die Hebeſtelle, jo hat dieſelbe die Ausfallliſte nach Kenntnißnahme und Wahrnehmung des Er⸗ 

derlichen in dem Heberegiſter an die betreffende Kreiskaſſe abzugeben. 


f * Anm. Dieſe Beſtimmung findet auch auf die Betriebsſteuer Anwendung, ſoweit es ſich nicht um Betriebe handelt, 
in welchen geiſtige Getränke ver 4 gt werden (S. 60 Abi. 2 des Geſetzes). 


beiteuertes Gewerbe einen Ertrag von 60 000 Mark erzielt und hiervon auf die Gemeinden A, B und 0 
25 000, 20 000 beziehungsweiſe 15 000 Mark entfallen, fo iſt nach dem Verhaltniß von 5:4: 3 ber 
Gemeinde A ein Theilbetrag von 258 Mark, der Gemeinde B von 207 Mark und der Gemeinde C von 
155 Mark zu uüͤberweiſen. 

3. Der Beſchluß des Steuerausſchuſſes iſt ſowohl den betheiligten Kommunen als dem Steuer⸗ 
pflichtigen zuzuſtellen. 

Denſelben ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen die bei dem Vorſitzenden des Steuer⸗ 
ausſchuſſes anzubringende Berufung an die zuſtändige Bezirksregierung (§§. 29 und 30 des Geſetzes) 
und gegen die Berufungsentſcheidung die bei der Regierung in gleicher Friſt einzulegende Beſchwerde an 
das Oberverwaltungsgericht (§. 37 des Geſetzes) zu. 


Artikel 56. 
Koſten. 
. III. 1. Den Gemeinden (Gutsbezirken) werden als Vergütung für die ſämmtlichen perſönlichen 
und ſächlichen Koſten, welche durch die bei der Veranlagung der Gewerbeſteuer ihnen übertragenen 
Geſchäſte entſtehen, zwei Prozent der aus dem Gemeinde⸗(Guts⸗ bezirke eingegangenen Steuer gewährt. 
Ju den ſieben öftlichen Provinzen erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) — mit Ausnahme der 
Stadt Berlin, in welcher die Gewerbeſteuer von der Königlichen Steuerkaſſe daſelbſt erhoben wird — 
als Entſchädigung für die ſämmtlichen perſönlichen und ſächlichen Koſten der ihnen übertragenen 
Erhebung der Gewerbeſteuer der Klaſſen III und IV (Artikel 51) zwei Prozent der Iſteinnahme der von 
ihnen zu erhebenden Steuer.“) 
2. Aus den gewährten Vergütungen müſſen insbeſondere auch beſtritten werden 
a) von allen Gemeinden (Gutsbezirken): a 
diejenigen Koſten, welche entſtehen durch die Vorbereitung der Veranlagung (Artikel 23 Nr. 1), 
die Anmeldung der Gewerbe (Artikel 25 und 26) und die Erledigung der ſeitens der Vor⸗ 
ſitzenden der Steuerausſchüſſe innerhalb deren Zuſtändigkeit ertheilten Aufträge — einſchließlich 
aller ſächlichen Koſten für Schreibmaterialien, Drucksachen, Formulare u. ſ. w., namentlich 
auch für die Mufter 1, 2 und 7 dieſer Anweiſung —; ep 
b) von denjenigen Stadtgemeinden, in welchen ein ſtädtſſcher Beamter den Vorſitz in den Steuer⸗ 
ausſchüſſen der Klaſſe Ill oder IV führt: ] 
die durch die Führung dieſes Voriges und die damit verbundenen Geſchäfte veranlaßten 
Koſten, insbeſondere auch die perſönlichen und ſächlichen Koſten für das Büreau des Vor⸗ 
ſitzenden und für alle zum Gebrauche deſſelben beſtimmten Formulare; 
c) von den Gemeinden (Gutsbezirken) der ſieben öſtlichen Provinzen: ECH 
die perſönlichen und ſächlichen Koſten der örtlichen Erhebung und Beitreibung der ihnen 
zur Hebung überwieſenen Steuern der Klaſſen III und IV (Artikel 51) ſowie der Ablieferung 
an die Kreiskaſſen, einſchließlich der Koſten für die Formulare, insbeſondere für das 
Muſter 24 dieſer Anweiſung; 
ferner diejenigen Koſten, welche durch die den Gewerbeſteuerhebeſtellen obliegende Entgegen⸗ 
nahme und Weiterbeförderung der ſchriftlichen Abmeldungen (Artikel 28) entſtehen, ins⸗ 
beſondere auch für Beſchaffung der Formulare: Muſter 6. N N 
3. Wegen Auszahlung der den Gemeinden und Gutsbezirken zuſtehenden Gebühren wird auf die 
auch hier Anwendung findende Beſtimmung im Artikel 88 Nr. 4 der Ausführungsanweiſung vom 
5. Auguſt 1891 zum Einkommenſteuergeſetz“ ) verwieſen. 


Artikel 57. Nachweiſung der Gewerbeſteuereinnahmen und Befugniß der Regierungen zum 
Erlaß ergänzender Vorſchriften. 8 


Der Finanzminiſter. 
Miquel. 


) Anm. Einſchliezlich der Betriebsſteuer; vergl. Anmerkung zu Artikel 51. : N 

) Anm. Dieſe Beſtimmung lautet: 4. Wegen Auszahlung der den Gemeinden und Gutsbezirken zuſtehenden 
Gebühren verbleibt es bis auf Weiteres bei den beſtehenden Vorſchriften. (Vergl. insbeſondere für die ſieben öſtlichen 
Provinzen die Veſtimmungen im Abf. 1 und 2 der Verfugung vom 15. März 1882, Mitth. Heft 14 S. 78, für die 
Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover, Weſtfalen, Rheinland und Heſſen⸗Naſſau d. Beſtimmungen im F. 49 der 
Geſchäftsanweiſung für die Steuerempfänger vom 28. Auguſt 1877.) 


Anlage J. 
zu Artikel 15 Nr. 1. 


Zuſammenſtellung 
der zuläſſigen Gewerbeſteuerſätze. 


Anlage und 


Jährlicher Ertrag oder Betriebskapital Zuläſſige 
Jahres⸗ 
b a Sr EN —[gitterfag.| 9° 
Klaſſe. N | | ſteuer⸗ 
1 u von CG ſätze 
vo | S \ 
ausſchließlich | ausſchließlich 


30 000 


Al. 


} 
ö 


150 000 


80 


1 
| 
3 Anlage⸗ und 
* “ty * Dee 
Jährlicher Ertrag oder getriebskapital Zuläſſige 
. A Jahres⸗ 
Klaſſe. 1 | Mittelſatz. fete 
e von 15 | von 55 ſätz 
5 8 e. 
ausſchließlich ausſchließlich 
. M. 4 a ET E? En WE 
1 2. 3. N 4. 5. 


20 000 


l. 50 000 


oder mehr. 


1000 000 oder mehr. 


1 000 000 


50 000 
54 800 
59 600 


U. ſ. w. 


von je 


mehr. 


| 54 800 
59 600 
64 400 


in Stufen 
4800 .. 


I 


| 
| 


ES 
Für Erträge unter 50 000 M kommen geringere Steuer⸗ 
24 , jedoch nicht unter 300 , in An— 


ſätze als 5 
wendung. 


48 000 
44 400 
40 800 
37 200 
33 600 


weniger 
als 


b Muſter 7 

i zu Artikel 26 Nr. 
Regierungsbezirk zu Artikel hi 
Kreis 


Gemeinde⸗(Guts⸗) bezirk (Bürgermeiſterei) N. N. 


Veranlagungsjahr 18 


Berzeichniß 


der 


Gewerbe-Anmeldungen. 


Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. Die vorkommenden Anmeldungen ſind nach der Reihenfolge ihres Einganges einzutragen. 
2. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, ſo erfolgt die Eintragung in Spalte 2 
in der Weile, daß die Firma und unter derſelben in Klammern die Inhaber namentlich aufgeführt werden. 


. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erſtreckt fo iſt in der Spalte 3 auch derjenige Oe! 
anzugeben, in welchem ſich der Sitz der Geſchäftsleitung befindet, oder — bei außerhalb Preußens domizilirten 
Unternehmungen — der in Preußen beſtellte Vertreter ſeinen Wohnſitz hat. 

4. Wenn ſeitens des Anmeldenden ein bereits beſtehendes Gewerbe übernommen und unverändert fortgeſetzt wir 
(Perſonenwechſel), fo tt dies in Spalte 8 unter Angabe des Vorbeſitzers zu bemerken. 


* * 
.. 


E 


2 
Des Gewerbetreibenden SE 
der Ab⸗ 
T ſendung 
| des Aus⸗ 
Wohnort Bezeichnung bes SA 
Lau⸗ bezw. der 1 meldungs⸗ 
en des ginns verzeich⸗ 
fende Ort der gewerb⸗ Au- des niſſe an Bemerkungen. 
Nr. und lichen Nieder⸗ Groe mel- | Ge: CS SE 
name laſſung. betriebes. dung. werbe⸗ 2 
(Straße und Ze ve 
es. e 
Hausnummer.) ſchuſſes 
der 
Klaſſe IV. 
1. E b 3. 4. S as W 8. 
EE Bi I el EIER NR DAT ES ebe? 
1. | Gebrüder Schwarz | Inerselbst Stahlwaaren- | 1./4. | 2./4.| 8./4. (gez.) Hermannn 
(Inhaber: Langestr. 40. fabrik und Schwarz. 
Hermann und Verkaufsladen. 
Friedrich Schwarz). ` 
9. Weiss, August | hierselbst Bankgeschäft. | 2./4. | 2./4 | &/4. August Weiss hat das 
Breitestr. 31. | Geschäft von seinem 
Vater Priedrich Weiss 
geerbt, welcher in 
Klasse II unter 
Nr. 32 der Rolle 
veranlagt ist. 
3. Roth, Oskar | hierselbst Handschuh- | 3./4. 3.14. | 8./4. | (gez.) Blau. 
Königstr. 24. verkaufs- 
Wohnort und Sitz geschäft. 
der Geschäfts- 
leitung: 
Morienbad in 
Böhmen; 
Vertreter: 
Prokurist Heinrich | \ 
Blau hierselbst, 
Königstrasse 24 | 
wohnhaft. 
d Loeser, Viktor hierselbst Cigarren- und | 5./4. | 15./4.| 8./4. Im Auftrage des Loeser 
Friedrichstr. 81.} Tabakverkaufs- l angemeldetvom Hand- 
Hauptgeschä geschäft. lungsgehülfen Beer 
1. Bene hrerselbst, Friedrich- 
strasse 81 wohnhaft. 
(gez.) Beer. 
| 
5. | Schulze, Theodor | hierselbst Pantoffelmacher.| 8.4. | 15./4.| 15./4. „Frei nach ZS, 7 des 
Karlstr. 6. | Gesetzes.“ 


(Dn — ) Muſter 2. 

a Artikel 26 e 
Regierungsbezirekl eier 
e 


Gemeinde⸗(Guts⸗) bezirk (Bürgermeiſterei) N. N. 
Veranlagungsjahr 18 
Auszug 


aus 
dem Derzeichnifle der Gewerbeanmeldungen. 


Des Gewerbetreibenden 


DEE: = R Tag des 
Laufende Wohnort ber Bezeichnung Tag der x 11 909 
Name ziehungsweiſe Ort des der 5 ] Bemerkungen. 
Nr. der gewerblichen f - Gewerbe: 
und Niederlaſſung. Gewerbebetriebes.] Anmeldung.] hetriebes 
NM etriebes. 
Vorname. (Straße und Haus⸗ 
nummer.) 
Si 2 8. 4. 5. 6. | 18 
70 Schwarz, hierselbst Stahlwaarenfabrik 1./4. 2./4. (gez.) Hermann 
Gebrüder. Langestr. 40. | und Verkaufsladen. Schwarz. 
(Inhaber: 
Hermann und 
Friedrich | 
Schwarz.) 


Gutachtliche Aeußerung 


des 


Gemeinde⸗(Guts⸗) vorſtandes. 


1. Iſt oder war 
a) der Anmeldende 


oder b) der angemeldete Gewerbebetrieb bereits 
zur Gewerbeſteuer, eventuell in welchem Orte, 
in welcher Steuerklaſſe und unter welcher 
Rollennummer veranlagt, 
von welchem Zeitpunkte ab iſt die frühere 


Gewerbeſteuer in Abgang geſtellt? 


beziehungsweiſe 


\ 


1. a) Die Anmeldenden waren früher unter der Firma 
Schwarz & Co. mit einem Eisenwaarengeschäfte 
(hierselbst Kurzestr. 11), welches am 1./4. d. J. 
auf Paul Müller übergegangen ist, in Klasse III 
unter Nr. III der Gewerbesteuerrolle veranlagt. 


b) Das Gewerbe ist neu begonnen. 


bäi 


. Sit der angemeldete Betrieb das einzige Ge⸗ 
werbe ſeines Inhabers, eventuell in welchen 
Orten unterhält derſelbe ſonſt noch ſtehende 
Betriebe? 


3. Welches ſind die äußerlich erkennbaren Merk⸗ 
male des angemeldeten Betriebes, insbeſondere: 


a) welche Gattungen und wie viele Hülfs⸗ 
perſonen, Gehülfen und Arbeiter 


und 


b) welche Gattung und wie viele Maſchinen, 
mechaniſche Triebkräfte, Zugthiere und Trans⸗ 
portmittel 

werden im Gewerbebetriebe verwendet? 


c) Welche äußerlich erkennbaren Beſteuerungs⸗ 
merkmale des Betriebes ſind ferner an⸗ 
zuführen? 


4. Auf wie hoch iſt: 
a) das Anlage- und Betriebskapital, 
p) der jährliche Ertrag 


zu ſchätzen? 


2. In Hannover und Cöln sollen Verkaufsläden 
| errichtet werden. 


3. a) 4 Handlungsgehülfen (Buchhalter), 
2 Reisende, 
S männliche \ 
2 weibliche | Aufsehen, 
34 Handwerker (Schlosser, Dreher, 
Tischler u. S. w.), 
132 männliche \ 
251 weibliche | 


4 Dampfkessel, 

5 Betriebsmaschinen, 

5 Dynamomaschinen, 

41 Werkzeug- und 392 Arbeitsmaschinen, 
146 Hebel- und Schwungradpressen. 


Ärbeiter; 


H 


c) Das Fabrikgrundstück ist 1½ Morgen gross; 
auf demselben befindet sich ausser der Fabrik 
und dem Maschinenhause ein 4 Stock hohcs 
Gebäude, enthaltend die Verkaufs- und Lager- 
räume. 

Die Gebäude sind durchweg massiv und neu. 


4. a) 500000 bis 600000 A, | Gutachten des Sach- 


verstandigen Henkel 
} hierselbst. 


b) voraussichtlich über 


20000 AH. 


Ort und Datum. 


Der Gemeinde-(Guts-)Dorſtand. 


(Unterſchrift.) 


Muſter 7 
zu Artikel 29 Nr. 2. 


gen... deu ten . Ei 189...... 


Auf Grund des F. 54 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 — Geſetz⸗Sammil. S. 205 — 
werden Sie aufgefordert, binnen (Friſt ß „vom Tage der Zuſtellung dieſer Ver⸗ 
fügung ab gerechnet, hierunter die nachſtehenden Fragen ſchriftlich zu beantworten und dem Unterzeichneten 
niit Ihrer Namensunterſchrift vollzogen frankirt einzuſenden. 5 LW Gen, 

Die Unterlaſſung der Beantwortung der Fragen, ſowie wiſſentlich unrichtige oder unvollſtandige 
Angaben find im $. 71 des Gewerbeſteuergeſetzes mit Strafe bedroht. 


0 Gemeinde- (Guts) uorſtand. 


SC | Borfißende des Stenerausfchufles der Gewerheſtenerklaſſe Kemer 


(Unterſchrift.) 


An 


E E e e 


Fragen. | Antworten. 
EEE es 


1. Welches oder welche Gewerbe treiben Sie oder 
beginnen Sie zu treiben? 
Welche Betriebsſtätten unterhalten Sie? e 
Welche Gattungen und wie viele Hülfsperſonen, 
Gehülfen und Arbeiter werden in Ihrem Gewerbe⸗ 
betriebe bezw. Ihren Gewerbebetrieben verwendet? 
4. Welche Gattung und wie viele Maſchinen, mechaniſche 
Triebkräfte, Zugthiere und Transportmittel werden 
in Ihrem Gewerbebetriebe bezw. Ihren Gewerbe⸗ 
betrieben verwendet? 


A 3 


(Forlſetzung auf der folgenden Seite.) 


* 


Fragen. | Antworten. 


5.) 


*) Weitere DÉI die äußerlich erkennbaren Merkmale 
des Betriebes gerichtete Fragen find hier unter forte | 
laufender Nummer in beſtimmter Form at Dellen. 


e 


Mufter 24 


Regierungsbezirk a 1 
d EE — 
Deranlagungsiahr 18 ae”; 

Gewerbeſteuerklaſſe 
LEiſte 
derjenigen 
Gstgeertkktfggtt2er Gemeinde 
im Kreiſe E — 
deren Gewerbeſteuerbeträge für das ... Halbjahr 18. ! in Rückſtand geblieben und als 
unbeibringlich niederzuſchlagen ſind. e 
Feſtgeſtellt auf einen Ausfall im Hauptbetrage von nn i EE A. buchſtäblich 
Mk Pf. 


Ort und Datum. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
(unterſchrift.) 


Bemerkung. 
Iſt die Königliche Kreis oder Steuerkaſſe die Hebeſtelle, ſo bedarf es bezüglich jeder Gewerbeſteuerklaſſe nur 
einer gemeindeweiſe und im Ganzen abzuſchließenden Liſte für den Kaſſenbezirk. Die Aufftellung einer Hauptnachweiſung 


(Muſter 25) ut in dieſem Falle nicht erforderlich. 
D 


Nr. Nr. Namen 
RE der Hebe⸗ der Gewerbe⸗ (Firma), 
liſte ſteuerrolle Stand oder 
fende 
bezw. des bezw. Gewerbe 
Nr. 
Konto- Zugangs⸗ der 
buchs. liſte. Reſtanten. 
ie 2. 8. 4. 
1 210 8 Heine, 
der Rolle Theodor, 
Stubenmaler 


Zeitraum. 


5. 


Januar 
bis 
April 


Viertel⸗ 


jährlicher 


Steuer⸗ 
betrag. 


Betrag 
des 


Rückſtandes. 


2 


EEN 


| 


| 
| 
l 


Beſcheinigung 
des Vollziehungsbeamten, 
daß die Zwangsvollſtreckung 
wirklich ſtattgefunden hat, 
oder Anzeige, ob und wes⸗ 
halb dieſelbe unterblieben iſt. 


8. 


Dass bei der am 15. März 
1894 in der Wohnung 
des Schuldners versuchten 
Pfändung pfändbare @e- 
genstände nicht vorgefum- 
den sind und auch etwa 
ausstehende Forderungen 
nicht zu beschlagnahmen 
waren, bescheinigt 

Der Vollsiehungsbeamte. 

N. N. 


Es wird auf Dienſtpflicht hiermit beſcheinigt, daß der vorbemerkte Steuerbetrag von 2 . — A 
buchſtäblich: 2 Mark — Pf., wirklich in Reſt verblieben iſt, daß die zuläſſigen Zwangsmittel zur ge⸗ 
hörigen Zeit und in gehöriger Art angewendet worden ſind und die über die Urſachen dieſer Reſte, ſowie 
über das Unterbleiben der Zwangs vollſtreckung angeführten Umſtände ſich jo verhalten, wie angegeben iſt. 


Ort und Datum. 


Der 


Gemeindevorſtand. 
ARentmeiſter. 
(Unterſchrift.) 


ED — 


* 

Daß die vorbezeichneten rückſtandigen Steuerbeträge nach Ausweis des Reſtverzeichniſſes jederzeit 
in den Zahlungsterminen eingefordert und die zu Gebote ſtehenden Zwangsmittel gehörig angewendet 
worden ſind, beziehungsweiſe die Abſtandnahme von dieſen gerechtfertigt erſcheint, ſowie daß die in 
Ausfall liquidirten Beträge veranlagt und noch nicht anderweit in Abgang oder Ausfall gekommen 
ſind, beſcheinigt 

Ort und Datum. 


Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe 


(Unterſchrift.) 


„ Diefe Veſcheinigung fällt hier fort, wo eine beſondere Hauptnachwelſung (Muſter 25) aufzuſtellen tft. 
AT 


Regierungsbezirk HWinjter 25 
zu Artikel 52 Nr. 3. 


Kreis 


Neraningungsiahr 18 ee 


&ewerbßefteuerklafle ` 


Hauptnachmeiſung 


von den 


Ausfüllen an Gewerbeſteuer im Bueife m 


für das Halbjahr 18 


Feſtgeſtellt auf einen Ausfall im Geſammtbetrage von E Ee 


Ort und Datum. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 


(Unterſchrift.) 


Laufende 


Nummer. 


N a Ausfall Ausfall 
an Steuerbeträgen, | an Steuerbeträgen, Geſammtbetrag 
De deren beren des 
Gemeinden. örtliche Erhebung örtliche Erhebung 
(Gutsbezirke, Ce a) 55 Sn Ausfalls. 
Bürgermeiftereten.) u erwieſen iſ 5 u erwieſen if 
EE H e HM. A A 


2. 3. 


Daß die vorbezeichneten rückſtändigen Steuerbeträge jederzeit in den Zahlungsterminen 
eingefordert und die zu Gebote ſtehenden Zwangsmittel gehörig angewendet worden ſind, 
beziehungsweiſe die Abſtandnahme von dieſen gerechtfertigt erſcheint, ſowie daß die in 
Ausfall liquidirten Betrage veranlagt und noch nicht anderweit in Abgang oder Ausfall 
gekommen ſind, beſcheinigt 


Ort und Datum. 


Der Vorſitzende des Stenerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe 
(Unterſchrift.) 


Gedruckt bei Julius Stttenfeld in Berlin W. 


